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Lieber Leser, 
 
 
es war vorauszusehen:  
Die Studenten wollen wieder demonstrieren. 
 
Ende April, Anfang Mai, im Vorfeld der nordrhein-
westfälischen Landtagswahlen also, hoffen die 
Demonstrierenden auf besondere Beachtung.  
Unterstützt und geschürt von den Oppositionsparteien im 
Düsseldorfer Landtag gibt es hier und da in Nordrhein-
Westfalen Schüler- und Studentendemonstrationen, die 
tatsächliche oder vermeintliche Fehlentwicklungen der 
letzten Jahre anprangern sollen. 
 
Die Demonstranten wenden sich unter anderem gegen die in 
NRW seit einigen Jahren an der weitaus überwiegenden 
Zahl von Hochschulen eingeführten Studiengebühren. Sie 
unterstützen damit die Wahlparolen von SPD, Grünen und 
Linkspartei, die Studiengebühren bei einem Wahlsieg 
abschaffen wollen. Die Demonstranten übersehen aber oder 
wollen nicht sehen, daß diese seit ihrer Einführung eindeutig 
zu einer Verbesserung der Studienbedingungen geführt 
haben.  

  

 
Dr. Winfried Holzapfel ist 
einer der Vorsitzenden des 

BFW    
 

 
Nach Aussagen des Kanzlers der Ruhr-Universität Bochum (in der Rheinischen Post vom 19. 
April) könnte die Abschaffung der Studiengebühren zahlreiche Arbeitsplätze gefährden, die 
beispielsweise in Bibliotheken oder für Sprachkurse sowie für eine Reihe von Tutoren 
geschaffen worden seien. Die Universität Bochum könne mit etwa 20 Millionen Euro jährlich 
aus Studiengebühren rechnen, die zur Verbesserung der Lehre eingesetzt würden. 
So macht sich also die Einführung von Studiengebühren bezahlt, über deren Einführung und 
Höhe im übrigen die einzelne Hochschule selbst entscheidet und nicht etwa die Politik. Das 
Gesetz erlaubt nur die Erhebung von Studiengebühren, es schreibt sie nicht vor und setzt 
sogar eine Höchstgrenze (500 Euro) fest. Außerdem ist für Sozialverträglichkeit bei der 
Aufnahme von Krediten und deren Rückzahlung, die gegebenenfalls eine Verrechnung mit 
der Bafög-Unterstützung vorsieht, gesorgt. Verbesserung verdiente allerdings noch das 
Stipendienwesen. 
 
Ferner protestieren die Demonstranten gegen die starre Bachelor-/Masterstruktur der 
Studiengänge im Gefolge des Bolognaprozesses.  
Die Rigidität, mit der durch die Umsetzung des Bolognaprozesses das Studium verschult 
worden ist, schnürt anscheinend die akademische Freiheit so ein, daß sich die Bedrängten von 
Zeit zu Zeit eruptiv Luft verschaffen müssen. Es kann ja auch nicht sein, daß die europäische 
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Idee der Freiheit ausgerechnet an den Universitäten, den Stätten des Geistes und der Freiheit 
von Forschung und Lehre, zu Grabe getragen wird. 
Das darf man nicht wollen. Das darf man auch nicht hinnehmen. Der dagegen gerichtete 
Protest verdient breite Unterstützung. 
 
Wenn richtig ist, was das Bundesverfassungsgericht in seinem Urteil zu den Studiengebühren 
im Jahre 2005 gesagt hat, daß nämlich durch die Einführung von Studiengebühren „eine 
wertbewußte Inanspruchnahme der Ausbildungsleistung gefördert werden“ kann, dann muß 
alle Sorge der Ermöglichung eines Studiums gelten, das diesen Namen auch verdient und 
einer „wertbewußten Inanspruchnahme“ würdig ist.  
Das kann man dadurch erreichen, daß Ausbildungsnotwendigkeiten und akademische Freiheit 
so ins Verhältnis gebracht werden, daß im Zweifel für die akademische Freiheit entschieden 
wird, jedenfalls an den Universitäten; denn die akademische Freiheit ist seit jeher das, was die 
Muttermilch der „alma mater“ würzt, und so sollte es auch wieder werden. 
 

Mit freundlichen Grüßen 
Ihr 

 
Winfried Holzapfel   

 
Sehen Sie hier einen Videoclip zum Thema Schulsystem: 
http://www.youtube.com/watch?v=h3ydPJnb77g 
 

 
 
Wir sind interessiert am Gedankenaustausch mit Ihnen. 
 

Wir bitten Sie, für den schriftlichen Kontakt mit uns die neue zentrale Postanschrift zu nutzen: 
An den  
Bund Freiheit der Wissenschaft e.V. 
Postfach 080 517 
10005 Berlin 

Die anderen Kontaktmöglichkeiten sind: 
Telefon (030) 204 547 04 
Telefax  (030) 204 547 06 
e-mail: bund.freiheit.wissenschaft@t-online.de 
Website: http://www.bund-freiheit-der-wissenschaft.de, (siehe unter „Kontakt“) 

Unser Beitrags- und Spendenkonto: 

Deutsche Bank AG, Bonn 
BLZ 380 700 24 Kto. 0233858 

Auf unserer Website finden Sie weiterhin die Hinweise, wie Sie die Vorsitzenden oder 
Ansprechpartner des BFW in Ihrer Region direkt erreichen können (siehe unter „Kontakt“).  
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Zur aktuellen Pädagogik-Debatte 
Erziehung zwischen Nähe und Distanz 
 
Josef Kraus 
 

 
 

 

 
Zwischen Kindern und Eltern, Zöglingen und Erziehern, Schülern und Lehrern knistert 
es seit Menschengedenken. Die jeweils Letzteren – die Eltern, die Erzieher, die Lehrer – 
sind die Reicheren an Einfluß, Macht und Lebenserfahrung. Sie sind diejenigen, die die 
Erziehungsgewalt ausüben. (Wobei mit Gewalt natürlich nicht das Destruktive gemeint 
ist, sondern Gewalt hier im ursprünglichen Sinne des Wortes zu tun hat mit: Schalten 
und Walten, mit Obwalten, mit Verwalten.) 
 
Die jeweils Jüngeren wollen diesen Vorsprung der Älteren nicht immer wahrhaben, sie wollen 
ihren eigenen Kopf durchsetzen und selbst die Klügeren sein. 
 
Das ist seit Menschengedenken so, und das wird wohl immer so sein. Noch so viel quasi-
moderne Pädagogik, noch so viel gesellschaftliche Egalisierung wird daran nichts ändern: Das 
Verhältnis Jung – Alt ist und bleibt auf Ambivalenz angelegt: 

- Jung und Alt sollen sich halbwegs verstehen, aber sie wollen sich dabei nicht selbst 
preisgeben. 

- Die Alten sollen die Jungen erziehen, ihnen zumindest etwas Vernünftiges vorleben. 
Sie sollen sie führen, aber nicht zu sehr. Die Jungen wollen, daß man sie zumindest 
gelegentlich einfach nur machen und einfach nur wachsen läßt. 

- Jung und Alt sollen und wollen sich auch mögen, aber eben nicht zu sehr. 
 
Die Ambivalenz dieser Beziehungskisten spiegelt sich seit Jahrtausenden in den Bildern 
wieder, die sich die ältere Generation von der Jugend malt. 
Dazu ein Zitat: „Diese heutige Jugend ist von Grund aus verdorben, sie ist böse, gottlos und 
faul. 
 
Sie wird nie mehr so werden wie die Jugend 
vorher, und es wird ihr niemals gelingen, 
unsere Kultur zu erhalten.“ So dachte man 
vor 5000 Jahren und ritzte diese Diagnose in 
einen babylonischen Tonziegel. 
 
Das ist ein vernichtendes Urteil über die 
Jugend – das übrigens heute kaum anders 
klingt! Freilich relativiert sich so manches 
aktuelle Lamento über die Jugend allein 
schon vor dem Hintergrund der langen 
Vergangenheit dieser Klage. 
 
Mehr als zwei Jahrtausende später als der 
babylonische Schreiber dreht einer den 
Spieß zumindest teilweise um. Er heißt 
Platon.  

  

 
Oberstudiendirektor Josef Kraus, Präsident des 

Deutschen Lehrerverbandes und 
Vorstandsmitglied des BFW, sagt: „Pathos und 

Ethos in der Erziehung – Ja, Eros – Nein!“ 
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Er nimmt sich nicht nur die Jungen, sondern vor allem die Alten zur Brust – nämlich dann, 
wenn letztere sich geben wie die Jungen. 
 
Noch ein schönes Zitat. 

- „Wenn sich Väter daran gewöhnen, ihre Kinder einfach gewähren zu lassen, wie 
sie wollen, und sich vor ihren Kindern geradezu fürchten;  

- wenn die Söhne schon sein wollen wie die Väter, sich nichts mehr sagen lassen 
wollen, um ja recht erwachsen zu erscheinen;  

- wenn die Lehrer bei solchen Verhältnissen vor ihren Schülern zittern und ihnen 
lieber schmeicheln;  

- wenn es überhaupt schon so weit ist, daß sich die Älteren den Jungen gefällig zu 
machen versuchen, indem sie ihre Albernheiten übersehen oder gar daran 
teilnehmen, damit sie ja nicht den Anschein erwecken, als seien sie Spielverderber;  

- wenn auf diese Weise die Seele und die Widerstandskraft der Jungen allmählich 
mürbe werden;  

- wenn die Jungen am Ende dann auch die Gesetze verachten, weil sie niemand und 
nichts mehr als Herrn über sich anerkennen wollen 

……so ist das der schöne Anfang der Tyrannis.“  
 
Es sind dies Gedanken von Platon, die er 375 Jahre vor Christus in seiner „Politeia“ 
niederschrieb.  
 
In diesem Platon-Wort steckt sehr vieles, was man in Sachen Erziehung falsch machen und 
was schief laufen kann … und was man unterlassen sollte. 
 
In diesem Platon-Wort finden sich zugleich Beispiele für ein Zuviel an Nähe und ein Zuviel 
an Distanz in der Erziehung. 
 
 
Aber lassen wir diese ältere Geschichte der Pädagogik! Was sind heute die Fehler in der 
Erziehung, die Irrwege im Erziehungsverständnis? 

 
 
Meine Kernthese lautet: Einer der Kardinalfehler der Erziehung heute bzw. des 
Erziehungsverständnisses der letzten Jahre ist ein Zuviel an Nähe in Verbindung mit einem 
Zuviel an erzieherischem Machbarkeitswahn. 
 
 
Begründet wird dieses Zuviel gerne mit dem Prinzip der Ganzheitlichkeit von Erziehung. 
 
Gewiß, Erziehung muß ihre Zöglinge als Ganzheit sehen. Erziehung darf Heranwachsende 
eben nicht reduzieren auf einzelne Aspekte, als da wären:  

- das biologisch reifende Kind,  
- das intelligente und lernende Kind,  
- das heranwachsende soziale Wesen,  
- das geschlechtliche Wesen,  
- der gute bzw. schlechte Schüler,  
- die Jugend als Rentenversicherung,  
- die Jugend als Funktionsgröße im Wirtschaftssystem usw. 
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Alles recht und schön! Der Haken daran ist nur: Je mehr sich eine pädagogische Instanz – 
zumal eine staatliche – für alle diese Daseins- und Lebensbereiche von Kindern zuständig 
fühlt, desto mehr wird Erziehung zur Erziehung total.  
 
Aus Erziehen darf aber keine „unheilvolle Totalplanung“ werden. Kein Geringerer als Karl 
Jaspers hat das so formuliert. Total – das riecht im übrigen ein wenig nach totalitär. Aber dazu 
später noch etwas mehr! 
 
Die beste Vorkehrung gegen totale Erziehung wäre eine erzieherische Arbeitsteilung: Die 
Familie macht Erziehung, die Schule macht Bildung  - gewisse Überschneidungen natürlich 
nicht ausgeschlossen. 
 
Das heißt zum Beispiel auch: Schule soll dort pädagogische Askese üben, wo elterliche 
Erziehung gefragt ist und die einzig prägende sein kann. Deshalb ist eine schulische 
Vollkosterziehung kritisch zu sehen. Immer neue schulische Bindestrich- und Segment-
Erziehungen mögen ihren Erfindern das Image des pädagogischen Machers verleihen, 
Heranwachsende werden damit eher erschlagen – mit Medien-, Gesundheits-, Freizeit-, 
Umwelt-, Konsum-Erziehung ….. Ganz zu schweigen davon, daß mit all diesen Erziehungen 
der schulische Bildungsauftrag fortschreitend an den Rand gedrängt wird! 
 
Es muß jedenfalls ein Leben außerhalb geplanter, institutionalisierter Erziehung geben. Rund 
um die Uhr hautnahe, programmierte Erziehung zu erfahren (und mag sie noch so gutgemeint 
sein), das erschlägt die freie Entfaltung der Persönlichkeit Heranwachsender. 
 
Deshalb kann erzieherische Askese manchmal ein geeignetes Mittel von Erziehung sein – so 
paradox das klingen mag. Damit ist nicht gemeint: „We don’t need no education“. Sondern es 
sind Maß und Mitte gemeint. Es ist damit etwas gemeint, was Max Weber dem Politiker als 
Grundattitüde wünscht und was man gerade auch Erziehern als Grundeinstellung ans Herz 
legen sollte: nämlich eine Mischung aus Leidenschaft und Augenmaß. (Zur Erinnerung: Max 
Weber hatte Politik als Bohren dicker Bretter – mit Leidenschaft und Augenmaß – definiert. 
Welche wunderbare Analogie läßt sich von hier zur Pädagogik ziehen!) 
 
Maß und Mitte, Leidenschaft und Augenmaß – das gilt gleichermaßen für die zwei 
wichtigsten Erziehungsinstitutionen: für Familie und für Schule. 
 
Beginnen wir mit der Familie, mit dem Elternhaus: Hier werden wir viele Häuser finden, die 
ihren Erziehungspflichten – die ja sogar das Grundgesetz in Artikel 6 kennt – nicht 
nachkommen: entweder durch ein Zuviel an Distanz (vulgo: Wurstigkeit) oder durch ein 
Zuviel an Nähe bis hin zu Züchtigung und Mißbrauch. 
 
Es gibt aber auch – in zunehmendem Maße – diejenigen Elternhäuser, die ihre Kinder in 
ihrem fürsorglich gemeinten Programmierungswahn schier erdrücken und damit in Nähe 
ersticken. 
 
Wir finden dieses Phänomen eines quasi emotionalen Wärmetodes zum Beispiel bei 
Erziehern, die Partner der Kinder sein wollen:  

- Das betrifft das Phänomen, daß Alleinerzieher ihr Kind als Ersatzpartner sehen.  
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- Es betrifft aber auch das Phänomen, daß manche Eltern glauben, bereits 
Vorschulkinder müsse man so behandeln, als wären sie auf einer Augenhöhe mit 
den Erwachsenen.  

Kinder sind mit solchen Beziehungskisten aber überfordert.  
 
Von zu viel Nähe zeugt auch eine andere, mehr und mehr um sich greifende 
Erziehungsattitüde: der Glaube nämlich von überehrgeizigen Eltern, man könne nicht früh 
genug mit der Karriereförderung beginnen. 
 
Fast schon obsessiv sind solche Eltern dahinter her, auf daß sie ja nichts versäumen, was das 
Kind im globalen Wettbewerb brauchen könnte.  

 
 
In der Folge wird das Kind von einer Taxifahrerin namens Mami von einem Kurs zum 
nächsten chauffiert – von der Musikschule zum Ballettunterricht, vom Computerkurs der 
VHS für Kinder zum Sprachbad in Frühenglisch. 
 
 
Ein perfektes Kind soll es werden. Manche Eltern meinen eben, sie müßten ihre Kinder schon 
in der Wiege auf den globalen Markt vorbereiten, für ihre Kinder ab dem ersten Lebensjahr 
Portfolios zur Dokumentation ihrer neu erworbenen Fertigkeiten anlegen und regelmäßig die 
neuesten Erkenntnisse der Gehirnforschung studieren. 
 
Gerade diese Lern- und Gehirnforschung sagt aber auch: Man kann Kleinst-Kindern noch so 
viel programmiertes Vorschul-Lernen vorsetzen, man kann sie im Mutterleib noch so sehr mit 
W.A. Mozart oder J.S. Bach beschallen, es hat alles keinen Zweck. Man macht damit keine 
„Little Giants“, wie sie jetzt als Ziel der Vorschulerziehung angesagt sind. Ein stinknormales 
anregendes Elternhaus reicht. Das junge Gehirn sucht sich dann sehr autonom schon die Reize 
und Anregungen, die es braucht. 
 
Überhaupt ist Erziehung ein nur begrenzt planbares Unternehmen. Erziehen heißt schließlich 
auch, intuitiv und gegebenenfalls spontan zu handeln. 
 
Erziehen bedeutet nämlich zugleich:  

- führen und wachsen lassen, 
- eingreifen und geschehen lassen, 
- binden und befreien. 

 
Jede einseitige oder gar dauerhafte Betonung eines dieser beiden Pole ist falsch. Und je nach 
Alter und Situation muß man als Erzieher mal mehr wachsen lassen, mal mehr führen. 
 
 
Wer erziehen will, muß auch kein Studium der Pädagogik, Psychologie, Soziologie und 
Neurobiologie hinter sich haben. Ich würde sogar behaupten: Wer meint, erst nach dem 
Abschluß dieser Studiengänge richtig erziehen zu können, der versündigt sich an den 
Müttern und Vätern von zig Generationen, die auch erzogen haben, ohne daß aus der Welt 
ein Milliardenheer an Psychopathen und Neurotikern geworden wäre.  
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Zwischenresümee 
 
Ein Zwischenresümee: Erziehende mögen also doch bitte etwas mehr auf ihre Intuition und 
auf ihre Spontaneität vertrauen. Mit etwas mehr Zutrauen zur eigenen Intuition, mit einem 
Schuß mehr Spontaneität kämen auch Nähe und Distanz wieder leichter ins Gleichgewicht. 
 
 
Betrachten wir unter der Perspektive von „Nähe und Distanz“ jetzt aber ein anderes Feld von 
Erziehung und Bildung, das vor allem – und notwendigerweise – im ersten Quartal des Jahres 
2010 besondere Aufmerksamkeit gefunden hat: die Erziehungspraktiken, ja die Praktiken von 
verbrecherischem Mißbrauch an zahlreichen Internatsschulen. 
 
 
Hier wurde notwendige Distanz bis hin zur Züchtigung und zum sexuellen Mißbrauch 
abgebaut. 
 
 
Daß ein solcher Missbrauch unnachgiebig aufgedeckt und konsequent geahndet gehört, 
versteht sich von selbst:  ohne Ansehen der Personen und ohne Ansehen der betreffenden 
Institutionen! 
 
Völlig falsch wäre es, hier jovial nach dem Motto zu handeln: Das kommt in den besten 
Familien, auch in den besten Internatsfamilien vor! 
 

Differenzierte Betrachtung geboten! 
 
Zu einem angemessenen Umgang mit dem Mißbrauch von Kindern gehört aber an erster 
Stelle eine differenzierte Betrachtung. Es hat keinen Sinn, wenn jeder Fall körperlicher 
Züchtigung der 50er und 60er Jahre mit entsprechenden Fällen der jüngsten Zeit oder wenn 
sexueller Mißbrauch von damals und heute damit in einen Topf geworfen werden. Es sind 
dies hinsichtlich Qualität und Schweregrad der Verletzung bzw. Entwürdigung sehr 
unterschiedliche Tatbestände.  
 
Sexueller Mißbrauch war und ist – bei allen abgestuften Varianten, die sich dahinter 
verbergen – immer ein Verbrechen. Nähe zwischen Alt und Jung hat hier – im Sexuellen – 
nichts zu suchen. Denn solcher Mißbrauch kann gerade junge Menschen für ein Leben lang 
belasten, sie in der Entfaltung ihrer Persönlichkeit hemmen, sie neurotisieren oder gar in die 
Suizidgefährdung treiben. In diesem Bereich von Mißbrauch kann sich die Betrachtung aus 
der Perspektive des Jahres 2010 auch nicht von derjenigen der 60er, 70er oder 80er Jahre des 
vergangenen Jahrhunderts unterscheiden.  
 
Daß Bildungseinrichtungen der Kirchen besonders im Kreuzfeuer der Kritik stehen, ist 
aufgrund der Häufung der dort aufgedeckten Fälle nicht verwunderlich. Insofern hat die 
Kirche, voran die katholische, aber auch die evangelische, allen Grund nachzuforschen, was 
in den letzten Jahrzehnten geschehen ist, warum und von wem etwas verschleiert wurde und 
warum die kirchliche ebenso wie die staatliche Schulaufsicht versagt hat. Staatliche 
Schulaufsicht bezieht sich nämlich auch auf die freien, privaten, kirchlichen sogenannten 
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Ersatzschulen. Zudem sind die Kirchen und andere inkriminierte Schulträger gefordert, neben 
der raschen Aufklärung und neben raschen personellen Konsequenzen überzeugende 
Angebote der materiellen und/oder immateriellen Wiedergutmachung zu unterbreiten. 
 
Für andere Schulen in freier Trägerschaft gilt dies nicht minder. Hier tun sich ebenso 
Abgründe auf.  
 
Eines fällt dabei auf: Es handelt sich hier um Schulen, von denen man gern als 
„Leuchtturmschulen“ sprach. Ihr Gedankengut mutet schier pseudoreligiös an; es ist geprägt 
von den Ideen der Ganzheitlichkeit, der Kindgemäßheit, der Lebensnähe und des 
pädagogischen Eros. Ganz zu schweigen davon, daß ein weiterer gemeinsamer Nenner dieser 
Reformschulen ihr Anspruch ist, Gegenbild zur sogenannten Paukschule und vermeintlichen 
Spießerschule sein zu wollen.  
 
All diese Ideale gehören kritisch durchleuchtet, zumal diese Schulen in keiner einzigen 
empirischen Untersuchung ihre Überlegenheit hätten dokumentieren können (trotz sozial 
selektierter Schülerklientel.) 
 
Kritisch durchleuchtet gehören auch die von ihnen reklamierte Idealisierung und 
Romantisierung, ja Vergötterung des Kindes. 
 
 
Es geht hier also nicht nur um die strafrechtliche, schulrechtliche oder schulpolitische 
Bewertung von Einzellfällen, sondern um die Frage, ob die Idealbilder, die hinter der 
Reformpädagogik stecken, nicht schief sind. 
 
 
Ganzheitlichkeit, Lebensnähe, Kindgemäßheit und Eros: Als Ahnfrau solcher Betrachtung gilt 
gemeinhin die Schwedin Ellen Key, die 1900 das „Jahrhundert des Kindes“ ausgerufen hatte.  
 
Die damit implizierten Idealisierungen des Kindes fanden ihren Niederschlag vor allem in den 
verschiedenen Ansätzen der sog. Reformpädagogik. Die Reformpädagogik schlechthin gibt es 
zwar nicht. Es besteht allerdings Konsens darüber, daß zu ihr folgende Protagonisten und 
Begründer gehören:  

- Maria Montessori (1870 – 1952) mit ihrer Casa dei bambini;  
- Rudolf Steiner (1861 – 1925) mit seiner Waldorfschule;  
- Peter Petersen (1884 – 1952) mit seiner Jenaplan-Schule;  
- Hermann Lietz (1868 – 1919) mit seiner Landerziehungsheim-Bewegung bzw. deren 

Sezessionen, etwa der Odenwaldschule. 
 
Die Reformpädagogik bietet damit und mit anderen Varianten ein vielfältiges Bild, das von 
völkisch bis sozialistisch, von individualistisch bis kollektivistisch, von metaphysisch bis 
rationalistisch reicht.  
 
Freilich fällt eines auf: Die anthropologischen, politischen und pädagogischen Verirrungen 
dieser reformpädagogischen „Meister“ – nicht selten übrigens studierter, später abgefallener 
Theologen – werden in ihrer Eigenwilligkeit und in ihrem Ausschließlichkeitsanspruch bis 
heute kaum aufgearbeitet.  
 
Dabei waren Reformpädagogen – gelinde ausgedrückt – gerne politische Opportunisten:  
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- Peter Petersen war bekannt wegen seiner Nähe zum Nationalsozialismus;  
- Maria Montessori, Ehrenmitglied der Faschisten, hatte die Nähe zu Mussolini gesucht;  
- Hermann Lietz äußerte sich 1919 in seiner Schrift „Des Vaterlandes Not und 

Hoffnung“ antisemitisch zur Rassenfrage.  
Geflissentlich vergessen werden oft auch Ellen Keys „neue Ethik“ auf rassenhygienischer 
Grundlage sowie ihr Werben für ein entsprechendes Paarungsverhalten.  
 
Ist es – so sei gefragt – also nur eine zufällige Parallele, daß diese Leute bei aller propagierten 
Kindgemäßheit eine ganzheitliche, ja eine totale Erziehung propagierten, weil sie auch 
anfällig für politische Totalitarismen waren?  
 
Trotzdem vermochten diese Schulgründer über ihren Tod hinaus selbst in einem Land, dessen 
Staatsräson für viele der Antifaschismus zu sein scheint, gläubige Gemeinden zu formieren. 
Der Grund für diese Wirkung ist wohl ihr Credo einer „Erziehung vom Kinde“ aus. Das Kind 
wurde zum Heiligtum befördert; kulturelle, gesellschaftliche, wirtschaftliche oder auch nur 
erwachsene Ansprüche galten als Teufelszeug.  
 
Idealisiert wurde das Ganze mit einer Anknüpfung an die griechische Antike. Im 
„Symposion“ hatte Platon seinen Lehrer Sokrates den Eros als innersten Antrieb der 
Erziehung preisen lassen. Im alten Hellas waren ja auch sexuelle Beziehungen zwischen 
Männern und Jugendlichen institutionalisiert. Insofern war dort und damals die Grenze 
zwischen Eros und Sexus eine fließende. Diese Grenze wurde dort und damals oft in Richtung 
Päderastie überschritten. Oder allgemeiner ausgedrückt: Das Verhältnis zwischen Pädagogen 
und Zöglingen wurde mehr und mehr entgrenzt. 
 
Solche Haltungen und Praktiken erfuhren vor allem in der Zeit des Neuhumanismus und des 
allgemeinen Griechenkultus eine Wiederbelebung. Daran anknüpfend etablierten sich zu 
Beginn des 20. Jahrhunderts Kreise, die solche Sexualität, vor allem (männliche) 
Homosexualität, für kulturbildend erklärten. Der Kreis um den 1933 verstorbenen 
neuromantischen Dichter Stefan George war ein solcher Kreis. Man dozierte und debattierte 
in diesen Kreisen über die schöpferischen Kräfte, die durch homoerotische Leidenschaften 
freigesetzt würden. 
 
Manche Reformpädagogen standen dieser Gedankenwelt nicht fern. Einer der Mitbegründer 
der Landschulheimbewegung, Gustav Wyneken, hatte 1920 wegen Päderastie sogar für ein 
Jahre ins Gefängnis gehen müssen. Und noch in den 80er Jahren des eben abgelaufenen 
Jahrhunderts rühmte sich ein späterer alternativer Politiker, er habe sich als Erzieher in einem 
alternativen Kinderladen von Fünfjährigen am Hosenlatz anmachen lassen. 
 
Das überdehnte Ideal von Pädagogischem Eros hinterließ auch in der Internatserziehung 
Spuren. Zöglinge und Pädagogen in Landerziehungsheimen duzten sich. Das Nacktbaden und 
die Nacktgymnastik gehörten zum Alltag, noch vor zwanzig, dreißig Jahren feierte man 
Duschorgien. Der damalige Schulleiter der Odenwaldschule, Gerold Becker, vergriff sich 
hunderte Male an Jungen – zum morgendlichen Aufwecken oder für ganze Wochenenden. 
Eine Art pädagogisches Inzesttabu gab es hier nicht mehr, die Übergänge zur Pädophilie, ja 
zur Pädosexualität wurden fließend. Sorgende Liebe (Agape) wurde einem zweifelhaften 
Verständnis von pädagogischem Eros geopfert, Jungen und zum Teil Mädchen wurden zur 
sexuellen Verfügungsmasse. 
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Begünstigt wurde dieser Mißbrauch strukturell und mental durch die Umstände und durch das 
Selbstverständnis dieser Einrichtungen. Strukturell heißt: Ein Internat, das sich selbstgewiß 
und selbstgerecht wie eine Großfamilie, wie eine Lebensgemeinschaft, ja wie ein elitäres 
Projekt versteht, das viel zu eng Leben und Lernen verknüpft, neigt zur klaren Abgrenzung 
zwischen Drinnen und Draußen, neigt zum Sektiererhaften. Ein solches Projekt droht nicht 
nur zur ökopädagogischen Nische, sondern zum Staat im Staate zu werden, wo andere Regeln 
gelten. Die Soziologie spricht hier nicht umsonst von einer „totalen Institution“ – einer 
Institution mit Zügen eines Käfigs. Um so mehr aber wird eine solche Institution für ihre 
Mitglieder, vor allem für die jungen, die abhängigen, zur schieren Unentrinnbarkeit. 
 
Daß einer der obersten Mentoren solchen Denkens, einer der Vorzeigepädagogen, nämlich 
Professor Hartmut von Hentig – von manchen seiner Jünger geradezu zum „Papst“ der 
Reformpädagogik befördert – all dies verteidigt; daß er von Mißbrauch nie etwas gehört 
haben will, verwundert sehr. Daß er seinem Lebensgefährten Gerold Becker, dem 
langjährigen, zurecht des hundertfachen Mißbrauchs beschuldigten früheren Leiter der 
Odenwaldschule, beispringt und ihn, Becker, als „begnadeten Lehrer“ bezeichnet und als von 
den Schülern sexuell verführt sieht, ist nicht nur ein Stück persönliche Tragik eines 
84jährigen Pädagogikprofessors. Heranwachsende Opfer aber qua professoraler Analyse zu 
Tätern zu machen, ist denn doch in erster Linie als eine Verhöhnung von Opfern und erst in 
zweiter Linie als Ergebnis eines Traumas von Partnerschaft oder von Senilität zu sehen.  
 
Bei überzeugten Reformpädagogen hat die Aufdeckung von Mißbrauch in sogenannten 
Reformschulen und haben von Hentigs Erklärungsversuche jedenfalls eine gewisse 
Schockstarre provoziert. Die Mauern des Schweigens mögen bröckeln. Das kann nicht 
darüber hinweg täuschen, daß es ein Kartell des Schweigens gab – ein Kartell des 
Schweigens, zu dem namhafte Vertreter der deutschen Oberschicht, das heißt des 
Literaturbetriebs, der Publizistik, der Politik und der Industrie gehörten. Es war und ist dies 
übrigens auch ein Kartell, dem der Ruf bestimmter Schulen und bestimmter pädagogischer 
Richtungen offenbar wichtiger war als das Wohl der Schüler. Der Einzelne scheint – wie in 
kollektivistischer Denkart – nichts zu sein, das Ganze dafür ist alles. 

 
 
Aber erst allmählich dämmert es so manchem Wegbegleiter und publizistischen Beförderer, 
daß hier hundertfach ein doppelter Mißbrauch stattfand: ein Mißbrauch der Sexualität junger 
Menschen und ein Mißbrauch der Pädagogik. 
 
 
Es führt deshalb kein Weg daran vorbei zu fragen, ob Reformpädagogik nicht zumindest 
latent das pädagogisch ausgewogene Verhältnis von Nähe und Distanz zwischen Lehrern und 
Zöglingen aus dem Gleichgewicht gebracht hat.  
 
Neben den strafrechtlichen, zivilrechtlichen und schulrechtlichen Seiten des Mißbrauchs ist 
also eine kritische Besinnung auf Erziehungsgrundsätze angezeigt, die im abgelaufenen 
Jahrhundert heiliggesprochen und auch für das 21. Jahrhundert als richtungweisend erklärt 
wurden. 
 
Und auch so manch andere, sonst um nonkonforme Überzeugungen nicht verlegene 
Zeitgenossen müssen sich fragen lassen, ob sie sich nicht indirekt mitschuldig gemacht haben 
Die Humanistische Union etwa mit ihren rund 4.000 Mitgliedern hat ihr seit Jahren 
zweideutiges Verhältnis zur Sexualität zwischen Erwachsenen und Heranwachsenden sowie 
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zur pornographischen Darstellung von Kindern im Internet bis heute nicht geklärt. Dabei 
gehören dem Beirat der Humanistischen Union eine Bundesjustizministerin, zwei führende 
Politikerinnen der Partei der Grünen sowie Hartmut von Hentig an. Hier scheint in der 
Mitgliedschaft zu erheblichen Teilen unvermindert der Glaube zu gelten, die sexuelle 
Befreiung sei für jedes Lebensalter, also auch für Kinder und Jugendliche, nur und 
ausschließlich ein Triumph über eine repressive Sexualmoral. 
 
Wie, wann und wer auch immer: Die Vision des pädagogischen Eros ist ein Irrweg, vor allem 
wenn Mißbrauch ideologisch verbrämt und ästhetisiert wird.  
 
 
Namhafte Pädagogen der 60er Jahre des letzten Jahrhunderts haben die mit einem 
pädagogischen Eros verbundenen Gefahren eigentlich deutlich gemacht. Für Otto Friedrich 
Bollnow bedeutete pädagogischer Eros Ausschließlichkeit, Mangel an Distanz zur eigenen 
Subjektivität und Mangel an Sachlichkeit. Ja, mehr noch: Für Bollnow ist Liebe in einer 
institutionalisierten Erziehung (nicht in der Familie) die falsche Dimension, denn damit 
erlahmt das Erzieherische, weil es das Objekt der Erziehung vergöttert. Ähnlich argumentiert 
Eduard Spranger in seiner Schrift „Der Geborene Erzieher“: Für Spranger gefährdet die Idee 
des pädagogischen Eros den notwendigen pädagogischen Idealismus.  
 
 
Welche Maßstäbe brauchen wir? 
 
Der erste Maßstab muß heißen: Die Würde des jeweils anderen, ganz besonders die Würde 
des unreifen Mitmenschen, ist zu achten. Mit Schutzbefohlenen ist wertschätzend umzugehen.  
 
Der andere Maßstab heißt: In Erziehung und Bildung muß es Abstände geben – in der Familie 
weniger, in Bildungsinstitutionen mehr! Erziehung und Bildung können nicht „auf einer 
Augenhöhe“ stattfinden. 

 
 
Abstand heißt dabei nicht, daß Erziehung und Bildung in einem sterilen, antiseptischen 
Klima stattzufinden hätten. Einem jungen Menschen nah zu sein, das heißt aber – zumal 
außerhalb der Familie – nie und nimmer, ihm körperlich nahezukommen, sondern es heißt, 
aus der überzeugenden Autorität des Erwachsenen heraus Orientierung und Empathie 
vorzuleben. Letzteres aber setzt eine zugleich souveräne und einfühlende, niemals eine kühle 
oder gar überhebliche Distanz voraus. 
 
 
In der älteren und noch lange nicht überholten Pädagogik hieß das einmal „pädagogischer 
Takt“. 
 
Pädagogischer Takt – dieser Begriff ist 1802 von Johann Friedrich Herbart in die Pädagogik 
eingeführt worden. Er, Herbart, hat den Pädagogischen Takt sogar als das größte Kleinod der 
Erziehungskunst bezeichnet. 
 
Zuvor schon hatte Voltaire den Takt nicht mehr nur als Begriff der Musik verwendet, sondern 
auch als Begriff für das Feingefühl im zwischenmenschlichen Umgang und für den Respekt 
vor der letzten Unnahbarkeit des anderen. 
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Auf  Pädagogischen Takt gewendet, heißt das: Distanz wahren in Achtung der Integrität des 
Kindes. 
 
Takt – um ein Wortspiel zu praktizieren – heißt manchmal eben auch, es nicht zum 
unmittelbaren Kon-TAKT, zur Berührung, kommen zu lassen, sondern Zurückhaltung zu 
üben. Das Gegenteil von Takt nämlich ist Taktlosigkeit. 
 
Oder noch kürzer ausgedrückt: Pathos und Ethos in der Erziehung – JA! Eros – NEIN! 
 
In diesem Sinne muß die Ent-Täuschung, das heißt die Zerstörung der Täuschungen, einer gar 
nicht so kindgemäßen Pädagogik weitergehen – in Elternhaus und Schule! 
 
Gesprochen vom Verfasser bei Radio Berlin-Brandenburg – Fokus Politik 
25. April 2010, 19.05 – 19.30 Uhr 

 
 
Weitere Beiträge des Verfassers aus aktuellem Anlaß zum Thema  finden Sie auf der 
Website des Deutschen Lehrerverbandes (DL): http://www.lehrerverband.de/  
 
 

 
Im September vergangenen Jahres veranstalteten der Deutsche Lehrerverband und die 
Konrad-Adenauer-Stiftung gemeinsam ein Symposion unter dem Thema:  
„Empirische Bildungsforschung – Notwendigkeit und Risiko“. 
 
Die Beiträge dieser Konferenz wurden nun von Jörg-Dieter Gauger und Josef Kraus in einer 
Broschüre herausgegeben, so daß sie jetzt auch einem größeren Publikum zugänglich sind. 
 
Die Broschüre enthält folgende Beiträge: 
 

� Empirische Schulforschung aus bildungshistorischer Sicht von Heinz-Elmar Tenorth 
� Die nationale und internationale Bedeutung empirischer Bildungsforschung von 

Rainer H. Lehmann 
� Problematik der Messelemente am Beispiel jüngerer Schulstudien von Peter Bender 
� Beitrag der Bildungsökonomie zur Sicherung der Qualität von Schule von Manfred 

Weiß 
� Pädagogische Empirie aus bildungsphilosophischer Sicht von Volker Ladenthin 

 
Eine Veröffentlichung der Konrad-Adenauer-Stiftung e.V. 2010, St. Augustin/Berlin 
ISBN: 978-3-941904-33-0; Bestellungen über: joerg.gauger@kas.de 
 

Das könnte Sie interessieren 
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Universität  
In Hamburg fand vom 22. Bis 23. März 2010 der 60. Hochschulverbandstag statt.  
Thema der Tagung: 

„Wissenschaft braucht Ethik“ 
 
 
In Vorträgen und Diskussionsrunden gingen die in Hamburg versammelten 
Wissenschaftler der Frage nach dem Stellenwert der Ethik in der Wissenschaft nach. 
Bereits in seiner Einführung in das Tagungsthema warf Verbandspräsident Bernhard 
Kempen die wesentlichen Fragen auf, die während der Tagung im einzelnen debattiert 
wurden. Verständlich, daß am Ende keine allgemeingültige plakative Lösung gefunden 
wurde, jedoch leistete der Kongreß eine Aufarbeitung, die sicherlich über den Tag 
hinaus die Gewissenserforschung des einzelnen im Wissenschaftsbetrieb anstacheln 
kann. 
Zum Auftakt des 60. Hochschulverbandstages fand im Albert-Schäfer-Saal der 
Handelskammer Hamburg ein Festakt statt, der vom Streichquartett Infiando musikalisch 
umrahmt wurde. 
Nach den Grußworten des Hamburger Bürgermeisters von Beust und des Vorsitzenden der 
Landeshochschulkonferenz Hamburg, Prof. Dr. Ing. Edwin Kreuzer sowie des 
Vizepräsidenten der Handelskammer Hamburg, Dr. Karl-Joachim Dreyer, entwickelte 
Professor Dr. Rüdiger Görner Gedanken zum Tagungsthema, die eine breite Palette 
historischer und systematischer Ansätze sichtbar werden ließ. Mit Zitaten von Goethe, Heine, 
Kant und Schlegel, um nur einige zu nennen, entwickelte er anregende Fragen und Sentenzen, 
die schon früh die Spannbreite dessen vor Augen führten, was Inhalt der Tagung werden 
sollte. In Richtung einer frag-würdigen Totalität wies auch schon das von ihm für den 
Festvortrag gewählte Thema: „Was hat denn der Mathematiker für ein Verhältnis zum 
Gewissen? Goethes Wissen schaffende Ethik: Befund und Ausblick“. Mit der Behauptung, 
das Ethische sei nicht „prickelnd“, und der Frage: „Wie viel Gewissen kann sich das 
Erkenntnisinteresse leisten?“ zeigte der Festredner, daß „im Zeitalter des Posthumanismus“ 
traditionelle Werte nicht gerade eine Hauptrolle spielen. So seien ethische Fragen immer auch 
Fragen, die der einzelne sich selbst stellen müsse. Er sollte sie nicht nur stellen, sondern sich 
ihnen stellen. Schon zu Beginn hatte der Redner betont, daß Wissenschaftsethik „stets bei 
einem selbst“ beginne, „im Umgang mit Studenten“ ebenso wie bei der Antragstellung für 
Projekte (Stichwort: „Barocke Antragsprosa“).  
 

Ein Sektempfang und die anschließende Wissenschaftsgala (mit Musik des Blechbläsertrios 
Lady Brass) im repräsentativen Börsensaal der Handelskammer Hamburg mit zahlreichen 
Ehrungen schlossen den gesellschaftlichen Teil der Jubiläumsveranstaltung würdig ab. 
 
Diskussionen 
Der Vormittag des zweiten Tages war einer Vertiefung und thematischen Akzentuierung des 
Tagungsthemas gewidmet, bevor am Nachmittag die Delegiertenversammlungen stattfanden 
bzw. ein Begleitprogramm durchgeführt wurde, das den Gästen der Tagung die schönen 
Seiten der Hansestadt zeigte. 
 
Der Vormittag begann mit einem „Streitgespräch“ zum Thema: „Welche ethischen Grenzen 
brauchen die Lebenswissenschaften?“. Als Debattanten traten  Professor Dr. Jens Reich vom 
Max-Delbrück-Centrum für Molekulare Medizin Berlin sowie Professor Dr. Horst Dreier 
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(Universität Würzburg/Erfurt) auf. Unter der Moderation des Wissenschaftsredakteurs des 
Südwestrundfunks Ralf Caspary zeigte sich aber bald, daß vor lauter Streitkultur gar kein 
Streit entstand. Dies ist wohl auch darauf zurückzuführen, daß wir es bei diesem Thema mit 
einem hochkomplexen Feld zu tun haben, bei dem sich ganz unterschiedliche Ansichten 
ergeben (je nachdem ob man beispielsweise über Stammzellforschung, Designerbabys oder 
Abtreibung spricht), die ihrerseits unterschiedliche Wertungen zur Folge haben. Das Gespräch 
der beiden Professoren und ihre nachfolgende Diskussion mit dem Publikum zeigte, daß auch 
die Fülle der Fragen zu immer wieder neuen Fragen an Philosophie, Theologie und 
Staatsrecht führt, wobei bei den Beurteilungen im einzelnen „ein Riß durch jede Profession 
geht“ (Dreier). Man dürfe aber konstatieren, daß in Deutschland die „Würdedebatte“ auf 
hohem Niveau geführt werde. Für Jens Reich gilt: „Wir brauchen Streit um diese Sachen!“ 
Dadurch solle Transparenz entstehen, die die Diskussion charakterisieren müsse. 
 
Der zweite Programmpunkt des Vormittags war eine Podiumsdiskussion mit dem Thema: 
„Ethische Grenzen des Wissenschaftlers: Welche Verantwortung trägt der Wissenschaftler?“ 
Zum Thema äußerten sich unter der Regie von Milos Vec (FAZ und Max-Planck-Institut für 
Europäische Rechtsgeschichte) Professor Dr. Volker Gerhard, Humboldt – Universität Berlin 
und Mitglied im Deutschen Ethikrat, Professor Dr. Ing. Matthias Kleiner, Präsident der 
Deutschen Forschungsgemeinschaft, Professor Dr. Julian Nida-Rümelin, Präsident der 
Deutschen Gesellschaft für Philosophie sowie die Privatdozentin Dr. Hildegard Westphal, 
Universität Bremen, Vorstand der Jungen Akademie (der Leopoldina).  
Nach Volker Gerhard entzündet sich der ethische Diskurs an der „Sinnkrise der Gesellschaft“. 
Weil vieles nicht mehr selbstverständlich sei, bedürfe es neuer Verbindlichkeiten.  
Nach Nida-Rümelin muß man zwischen einem „internen und einem externen Ethos“ 
unterscheiden, das aber aufeinander bezogen bleibt. Aus der Lebenswelt herauswachsend 
müßten Werte wie Verläßlichkeit, Wahrhaftigkeit in der Wissenschaft radikalisiert werden – 
eine Bemerkung, die später von Gerhard in die andere Richtung weitergedacht wurde, 
nämlich, daß in der Gesellschaft die Prinzipien der Wissenschaft hochgehalten und respektiert 
werden müßten. 
Die Diskussion schwankte zwischen dem Blick auf die individuelle ethische Haltung des 
einzelnen Wissenschaftlers und der Frage nach dem Ethos von Wissenschaft. Beides ist 
natürlich eng miteinander verknüpft, und so blieb die Frage nach einer Ethisierung der 
Einzelfächer nicht außen vor, ebenso wenig wie die scheinbar nachrangige Frage eines 
„Campus-Knigge“. Während Hildegard Westphal meinte, daß der „historische Blick auf das 
eigene Fach“, ermöglicht beispielsweise durch ein Seminar zur Geschichte des eigenen 
Faches, zu einer ethischen Sinnstiftung beitragen könne, meinte Kleiner: „Am Ende kommt es 
auf gutes Benehmen an“. Er wollte keine ethischen Standards in „ein Curriculum verwickelt“ 
haben. Nach Nida-Rümelin wird das wissenschaftliche Ethos „von intrinsischer Motivation“ 
getragen. Er forderte eine substantielle und ausdrückliche Diskussion über das 
Wissenschaftsethos, damit nicht „falsche Anreize“ die Wissenschaft steuerten. 
 
Fazit: Der Indikativ ist die stärkste Form des Postulats. „Wissenschaft braucht Ethik“ ist nicht 
nur eine Aussage, sondern auch eine Forderung. Sie ist beim 60. Hochschulverbandstag 
vielfältig aufgegriffen worden. Es gab zahlreiche Ansätze, wie sich Ethos in den 
Wissenschaften realisieren ließe, welche Eigenschaften charakteristisch für wertebewußte 
Wissenschaft sind. An erster Stelle scheint die Wahrhaftigkeit des Wissenschaftlers zu stehen. 
Sie korrespondiert mit der Freiheit von Forschung und Lehre. Ohne Freiheit wird die 
Wahrheit verbogen, und ohne Wahrheit ist die ganze Freiheit – nichts wert.   

Ho. 
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Dokumentation 
 

In seiner Begrüßungsrede hat der Präsident 
des Deutschen Hochschulverbandes, 
Professor Dr. Bernhard Kempen, 
richtungweisende Fragen zum Tagungsthema 
gestellt, die wir im folgenden im Wortlaut 
wiedergeben. 
 
 
Der Einführungsvortrag von Bernhard 
Kempen (in Auszügen): 
 

Nach dem Krieg hat sich der Deutsche 
Hochschulverband aus bescheidenen 
Anfängen zu einer festen Größe der 
Wissenschaftslandschaft entwickelt, zu einem 
einzigartigen Dienstleister für Wissen-
schaftlerinnen und Wissenschaftler und zur 
größten flächenübergreifenden Organisation 
von Wissenschaftlerinnen und Wissen-
schaftlern nicht nur in Deutschland, sondern 
in ganz Europa.... 

 

 
 

Professor Dr. Bernhard Kempen – als 
Präsident des Deutschen Hochschulverbandes 

in Hamburg wiedergewählt: „Wer 
wissenschaftlich lehren könnte, aber nicht 
will, versündigt sich an den Studierenden“ 

 

Gefährdung des wissenschaftlichen Ethos ist größte Herausforderung 

Wir werden dafür eintreten, daß der wissenschaftliche Nachwuchs in Deutschland attraktivere 
berufliche Perspektiven erhält, wir werden weiter die Mängel der deutschen Bologna-Reform 
beim Namen nennen und für unsere Verbesserungsvorschläge werben, wir werden unsinnige 
Akkreditierungen ablehnen und sinnvolle Formen der Qualitätssicherung anmahnen; wir 
werden für das Urheberrecht von wissenschaftlichen Autoren kämpfen, für richtige Balance 
von Forschung und Lehre, .....für Promotion als Alleinstellungsmerkmal der Universität..., um 
nur einige der Kampfplätze zu nennen, auf denen wir uns bewegen werden. 
 
 
Die größte Auseinandersetzung aber werden 
wir nicht als Gegenstand politischer 
Auseinandersetzung erleben. Sie liegt in einer 
Gefährdung des wissenschaftlichen Ethos. Die 
Gefährdung, die ich meine und auf die ich 
noch zu sprechen komme, findet in der 
Existenz der zahlreichen Ethik-Kommissionen 
und Ethik-Räte einen gewissen institutionellen 
Widerhall, aber sie ist mit dem amtlichen 
Statuieren ethischer Grundsätze allein nicht 
aufzuhalten. 
 
Ob und wie denn solche Grundsätze denkbar 
sind, wäre ja erst noch die Frage. 

 Bernhard Kempen erneut zum 
Präsidenten des DHV gewählt   
  
Die Delegierten des Deutschen 
Hochschulverbandes (DHV) haben auf dem 
60. DHV-Tag in Hamburg den Präsidenten 
des DHV, Professor Bernhard Kempen (50), 
mit überwältigender Mehrheit wieder-
gewählt. Kempen, der seit März 2004 an der 
Spitze des DHV steht, lehrt an der 
Universität zu Köln Völkerrecht und 
Öffentliches Recht.   
  
Neu ins Präsidium gewählt wurden Frau 
Professor Ilona Rolfes (36) 
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 Verhaltenskodizes, Compliance-Bekenntnisse, 
Best-Practice-Papiere und Hochglanz-
Leitbilder ersetzen die Antwort schon deshalb 
nicht, weil sie die Grundsatzfrage nach der 
Existenz ethischer Grundsätze gar nicht 
stellen. Oft genug erschöpfen sich die Berichte 
und Empfehlungen der öffentlichen Ethik-
Einrichtungen in praktischen Ratschlägen, die 
das Niveau banaler Vereinsregeln kaum 
überschreiten. Ethik in der Wissenschaft 
verlangt nach mehr: Nach einer Reflexion des 
Ethik-Begriffs unter den Bedingungen einer 
entmystifizierten Wissenschaft, nach 
methodischer Stringenz und inhaltlicher 
Konsistenz und erst dann nach praktischen 
Verhaltensanweisungen. Nur so ist Ethik in der 
Wissenschaft vorstellbar, nur als 
wissenschaftlich fundierte Ethik vermag sie in 
der Wissenschaft Akzeptanz zu finden und 
Orientierung zu geben. 
 
 
Ist Ethik ein Produkt von gesellschaftlichen 
Mehrheitsüberzeugungen? 

(Ingenieurwissenschaften/RUB Bochum), 
Frau Professor Dr. Daniela Wawra (36) 
(Anglistik/Universität Graz) und Professor 
Dr. Bernd Helmig (44) 
(Betriebswirtschaftslehre/Universität 
Mannheim).   
  
Dem Präsidium werden wie bisher die 
Kölner Steuerrechtswissenschaftlerin, Frau 
Professor Johanna Hey (39,) der Physiker 
Professor Ulrich Schollwöck (43) von der 
LMU München und der Mediziner Professor 
Josef Pfeilschifter (55) (Allgemeine 
Pharmakologie und Toxikologie/Universität 
Frankfurt) angehören. Ausgeschieden sind 
Frau Professor Marion Weissenberger-Eibl 
(43) (Wirtschaftswissenschaften/Universität 
Kassel), Professor Wolfram Ressel (49) 
(Rektor der Universität Stuttgart) und 
Professor Tom Schanz (47) 
(Bauingenieurwesen/RUB Bochum).  
  
Der Deutsche Hochschulverband ist die 
Berufsvertretung der Wissenschaftlerinnen 
und Wissenschaftler in Deutschland mit ca. 
25.000 Mitgliedern. 

 

Verstehen Sie mich nicht falsch: Mir geht es nicht darum, die Arbeit der Ethik-Kommissionen 
oder die ihrer Mitglieder zu kritisieren. Kritik verdienen die erteilten Aufträge und 
Einsetzungsbeschlüsse. Die kollegiale Zusammensetzung der Kommissionen soll 
wissenschaftliche und gesellschaftliche Vielfalt abbilden, aber ist Ethik ein Produkt von 
gesellschaftlichen Mehrheitsüberzeugungen? Ihr gesammelter Sachverstand soll für ethische 
Autorität bürgen, aber dienen die Kommissionen nicht letztlich doch nur dem politischen 
System als Legitimationsersatz? In einzelnen Fällen sollen die Kommissionen nur, oder wie 
es auch heißt: „vornehmlich“, auf einem besonders ethikrelevanten Feld, namentlich den 
Lebenswissenschaften tätig sein. Aber verkommt mit dieser Einschränkung nicht die Arbeit 
des Gremiums zum Ethik-Service des Fachgesetzgebers? 
 
Die Ethik-Kommissionen soll und wird es weiterhin geben – hoffentlich. Hoffentlich reift 
aber auch die Erkenntnis, daß sie alleine der zunehmenden Gefährdung des 
wissenschaftlichen Ethos nicht Einhalt gebieten können. Dazu ist mehr erforderlich. Um 
dieser Gefährdung zu entgehen, sind wir alle gefordert. 
 
Daß eine gefährliche Schieflage entsteht, Veränderungen im Gang sind, offenbart sich 
durchaus öffentlichkeitswirksam schon im vereinzelten Fehlverhalten einzelner 
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler, die auf betrügerische Weise nach 
wissenschaftlichem Glanz ohne wissenschaftliche Tiefe streben. Plagiate, 
Datenmanipulationen  und Titelhandel sind traurige Stichworte, die als Schlagzeilen ins Auge 
springen. Der Wandel zeigt sich aber auch mittelbar im beruflichen Verhalten von 
Absolventen, die eine wissenschaftliche Sozialisation erlebt haben. 
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Ethisches Fehlverhalten durch systematisches Ausblenden wesentlicher Bestandteile des 
Faches? 
 
Seit der Wirtschafts- und Finanzkrise wissen wir von gierigen Managern, denen ein ethisches 
Bewußtsein nicht abhanden kommen konnte, weil sie es nie hatten. Wir hören von britischen 
Ärzten, die sich von Frauen mit unerfülltem Kinderwunsch für jede künstliche Befruchtung 
mit einer Eizelle bezahlen lassen, die sie dann für Klon-Experimente verwenden. Sie alle sind 
wissenschaftlich ausgebildet. Wir müssen uns mit kommerziellen „Promotionsberatern“ 
auseinandersetzen, die in einer juristischen Grauzone, oft genug aber auch schlichtweg illegal, 
ihr Unwesen treiben. Die Beispiele ließen sich fortsetzen. 
 
Wir werden uns an den Hochschulen nicht jedes Fehlverhalten unserer Absolventen 
zuzurechnen haben, und doch müssen wir uns, so meine ich, selbstkritisch die Frage stellen, 
ob wir in der Lehre unserer wissenschaftlichen Verantwortung in vollem Umfang 
entsprechen. 
Könnte es nicht sein, daß wir hier und da wissenschaftliche Bildung durch die schmale Kost 
verwertbaren Wissens ersetzen? Könnte es nicht sein, daß uns gelegentlich die 
konjunkturabhängige employability der Absolventen erstrebenswerter scheint als deren 
konjunkturunabhängige wissenschaftliche Bildung, daß wir berufspraktische Verwertbarkeit 
für wichtiger halten als wissenschaftliches Vermögen, daß wir mitunter nützliches Fachwissen 
schon für wissenschaftliche Bildung halten? Ich meine, daß solche Verkürzungen 
vorkommen, und wenn ich recht sehe, sogar in zunehmendem Maße. 
 
Das verstehe ich unter der stärksten Gefährdung des wissenschaftlichen Ethos: das 
systematische Ausblenden wesentlicher Bestandteile des Faches. Ein Fach wissenschaftlich 
zu lehren heißt immer und notwendig, auch und gerade dessen Grundlagen, dessen 
geschichtliche und ethische Dimensionen anzusprechen, die Studierenden mit dem 
aufregenden Erlebnis wissenschaftlicher Fehlbarkeit zu konfrontieren, die Frage nach den 
Folgen und auch nach Risiken wissenschaftlicher Erkenntnis zu stellen. In Harvard und in 
anderen zu recht vielgepriesenen amerikanischen Spitzenuniversitäten weiß man das, und 
lehrt entsprechend. 
 
Zunehmende Mißachtung des Vollständigkeitsgebots 
 
Für die hierzulande zunehmende Mißachtung des Vollständigkeitsgebots gibt es Erklärungen, 
aber keine Entschuldigungen. Eine Ursache dürfte in den Ausbildungserwartungen eines unter 
globalem Konkurrenzdruck stehenden Arbeitsmarktes zu finden sein, dem kurz ausgebildete 
Absolventen lieber sind als gut ausgebildete; eine weitere in den unterausgestatteten 
öffentlichen Bildungshaushalten, die für  wissenschaftliche Lehre in doppeltem Wortsinn 
nichts mehr übrig haben; eine dritte in den Fehlentwicklungen der deutschen Bologna-
Reform, die mit den Bachelor-Studiengängen so etwas wie Wissenschaftsersatzstudiengänge 
geschaffen hat. Es gibt sicher noch mehr Erklärungen. Aber lassen Sie mich ganz deutlich 
sagen: Verantwortung tragen auch alle, die als Lehrende tätig sind. Die schlechten 
Rahmenbedingungen sind das eine, unsere Verantwortung für die wissenschaftliche Bildung 
der Studierenden ist das andere. Für alle Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler an den 
Universitäten gilt daher: Wer wissenschaftlich lehren könnte, aber nicht will, versündigt sich 
an den Studierenden. Wer wissenschaftlich lehren will, aber nicht darf, muß unverzüglich mit 
dem DHV für Veränderungen kämpfen. (...) 
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Baden-Württemberg 
 
„Willkommen, Frau Ministerin“! – Ein erster Wortwechsel 
 
 
Der Philologenverband Baden-Württemberg hofft auf gute Zusammenarbeit und 
wünscht einen konstruktiven Dialog mit der neuen Kultusministerin, Prof. Dr. Marion 
Schick. 
 
Der Philologenverband Baden-Württemberg (PhV 
BW), Verband der Lehrerinnen und Lehrer an 
Gymnasien, gratulierte Frau Professor Dr. Marion 
Schick zu ihrer Berufung durch Ministerpräsident 
Stefan Mappus zur neuen Kultusministerin des 
Landes Baden-Württemberg. „Wir verbinden mit 
dem Amtswechsel an der Spitze des 
Kultusministeriums starke Erwartungen und 
setzen große Hoffnung in eine von Kontinuität, 
Verläßlichkeit und Transparenz geprägte 
Bildungspolitik in einem gegliederten 
Schulsystem, in dem das Gymnasium nach dem 
Motto ´Aufstieg durch Bildung` einen 
angemessenen Stellenwert im Kanon des breiten 
Angebots der Schularten in Baden-Württemberg 
einnimmt und behält“, so der PhV-
Landesvorsitzende Bernd Saur. 
 

 

 
Ministerin für Kultus, Jugend und Sport 

in Baden-Württemberg: 
Prof. Dr. Marion Schick 

 
Der Philologenverband erwarte von der neuen Kultusministerin eine konsequente weitere 
Stärkung „unserer erfolgreichen und leistungsfähigen Gymnasien“. Von der neuen 
Amtschefin müßten mit Unterstützung der Landesregierung deutliche Signale für den Erhalt 
schulischer Qualität und zur deutlichen Verbesserung der Arbeitsbedingungen für die 
Lehrerinnen und Lehrer gesetzt werden. 
 
Saur: „Zu den Fundamenten unseres erfolgreichen Bundeslandes gehören ohne jeden Zweifel 
unsere leistungsstarken Gymnasien. Wer die Studierfähigkeit unserer begabten jungen Leute – 
nicht zuletzt auch im internationalen Wettbewerb – sichern möchte, muß eine frühzeitige 
begabungsgerechte Förderung anbieten“. Eine stärkere Investition in Bildung bedeute auch 
eine Stärkung des Wirtschaftsstandortes Baden-Württemberg.  
 
Inzwischen hat Ministerin Marion Schick wiederholt betont: 
 
“Wir dürfen uns nicht länger mit sinnlosen ideologischen Debatten aufhalten, die uns 
unnötige Kraft kosten. Die Menschen im Land sehen klar, was die Bildungsforschung der 
Politik nachhaltig bestätigt hat“. Wichtig seien optimale Rahmenbedingungen wie 
beispielsweise kleinere Klassen.  „Verantwortungsvolle Bildungspolitik muß die 
Unterrichtsqualität und deren systematische Weiterentwicklung im Fokus haben, nur dies 
wird die Zukunftschancen unserer Kinder und Jugendlichen wirklich verbessern“, sagte die 
Ministerin. 
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Aktionsbündnis gegliedertes Schulwesen auch in Baden-Württemberg 

Wie zuvor schon in anderen Bundesländern hat  sich jetzt auch in Baden-Württemberg ein 
„Aktionsbündnis gegliedertes Schulwesen“ gegründet. Gründungsmitglieder dieses 
Bündnisses sind: 

 
Elternforum Bildung  

auf Bundesebene (EFB) 
Sprecher: Wolfgang Kuert 

 
Elternforum Bildung  

Baden-Württemberg (EFB BW) 
Sprecher: Volker Staffe 

Philologenverband  
Baden-Württemberg (PhV BW) 

Vorsitzender: Bernd Saur 

Berufsschullehrerverband  
Baden-Württemberg (BLV) 

Vorsitzender: Waldemar Futter 

 

Realschullehrerverband  
Baden-Württemberg (RLV BW) 

Vorsitzende: Rita Haller 
 

Elternverein  
Baden-Württemberg e.V. 

Vorsitzende: Dr. Renate Heinisch  
 

Direktorenvereinigung Südbaden 
Vorsitzender: Paul Droll 

 

Hamburg 
 
Oh, Ole – Eine kathartische Polemik 
Winfried Holzapfel 
 
 

Es gibt Dinge, mit denen mag man sich gar nicht mehr sachlich auseinandersetzen, weil sie so 
abgefeimt sind, daß man es nicht glauben möchte. 
 
Im speziellen Fall geht es noch nicht einmal um Weltbewegendes, nur um ein bißchen 
Schulpolitik in einem Stadtstaat, und ich bitte schon jetzt um Nachsicht, daß ich dieses 
bildungspolitische Trauerspiel auf kleiner Bühne so ernst nehme. Aber es hat eben doch 
Symbolcharakter. 
 
Sie wissen, wenn Sie mit einigem Interesse landespolitische Ereignisse verfolgen – auch diese 
Zeitschrift hat öfter darüber berichtet -, daß in Hamburg kurz nach der letzten 
Bürgerschaftswahl aufgrund einer grün-schwarzen Abmachung ein schulpolitischer Zwist 
ausgebrochen ist, der im Juli dieses Jahres durch einen Volksentscheid gelöst werden soll. 
 
In diesem Zwist hat auch der Bürgermeister von Hamburg, Freiherr Carl-Friedrich Arp von 
Beust, genannt Ole, das Wort ergriffen und für die Politik seiner grünen Regierungspartnerin , 
der Schulsenatorin Goetsch, geworben. Das Recht dazu kann man ihm nicht abstreiten. Aber 
wie schaltet er sich ein? Während er auf der einen Seite schlau genug ist, sein politischen 
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Schicksal nicht vom Ausgang des Volksentscheids abhängig zu machen ( so wichtig ist die 
Sache ihm wohl auch  wieder nicht), wählt er auf der anderen Seite ein Vokabular und eine 
Argumentationsweise, daß einem die Galle hochkommen kann. 
Nach von Beust  ist für das Hamburger Schulwesen eine Angleichung an Europa nötig (wobei 
dieses im Bildungswesen gar nicht so homogen ist, wie mit diesem Argument unterstellt 
wird). Zudem sei das gegliederte Schulwesen ein Ausdruck überkommenen und überholten 
Standesdenkens. Der beste Beweis für die Ungerechtigkeit des bestehenden Systems 
(Achtung!) sei er selber, da er es nicht eigener Leistung, sondern dem Einfluß seines Vaters 
zu verdanken gehabt habe, daß er am Gymnasium angenommen worden sei. (Das hat der 
kleine Ole aber wohl erst später erfahren, so daß er nicht mehr selbständig eine andere 
Schullaufbahn wählen konnte. Sicherlich hätte er sich wieder vom Gymnasium abgemeldet 
und wäre direkt ein Grüner geworden und hätte schon viel früher für „mehr 
Bildungsgerechtigkeit“ gekämpft). 
Ein solch mieses Argument hat man selten gehört: Seht her, ich bin ungerechterweise 
begünstigt worden. Ich schäme mich und entschuldige mich dafür. Vor lauter Scham vergesse 
ich alle Argumente, die ich vor drei Jahren noch hatte, ja, ich ekele mich jetzt davor und 
feinde alle an, die diese heute noch für richtig halten. Und als Beweis für meine Läuterung 
kämpfe ich jetzt für das Gegenteil und vor allem gegen den Standesdünkel meiner 
Parteifreunde.   
Der kleine Ole ist groß geworden. Jetzt arbeitet er seine Vergangenheit als Schüler auf, und 
Gnade dem, der ihn nicht lassen will! 
 
Man kann nur hoffen, daß Oles Gegenspieler kühlen Kopf bewahren, was mir nicht gelingen 
will, und ihre sachlich stichhaltigen Argumente besonnen vortragen.  
Denn: Das gegliederte Schulwesen ist der Einheitsschule überlegen. Das läßt sich der 
empirischen Forschungslage entnehmen. Es ist leistungsorientiert und human. Es ist 
transparent für die Erziehungsberechtigten und garantiert ihnen viele 
Mitbestimmungsmöglichkeiten. Es enthält klare Schullaufbahnen und Ausbildungsziele und – 
sofern eine gute Beratung erfolgt und der entsprechende Wille vorhanden ist – Chancen en 
masse für die Schülerinnen und Schüler. 
 
Ole, der dazumal Begünstigte, sollte sich nicht schämen: Er hat von einem guten System 
profitiert. Offensichtlich wurde auch ein nicht Geeigneter optimal gefördert. 
Wenn man allerdings sieht, wie er jetzt redet, dann vielleicht doch nicht. 
  
Inzwischen war zu erfahren, daß sich auch Herr von Dohnanyi für Herrn von Beust einsetzen 
will. Auch er ist für den Abbau von Standesschranken im Schulsystem. Man sieht: Adel 
verpflichtet. Auch Rita Süssmuth – konnte man jüngst lesen – eilt mit Klassenkampfparolen 
zur Hilfe an die Elbe. Allianzen sind das! 
 
Ausführliche Informationen über den Schulstreit in Hamburg bietet die Website 
des Bündnisses gegen die Reformpläne „Wir wollen lernen“. 
Siehe unter: http://www.wir-wollen-lernen.de/ 
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Hessen 
 
„Ein Eingang – zwei Ausgänge“ 
Koch – Rezept für Schule von Morgen 
 
 
 

 
Hessischer Ministerpräsident 

Roland Koch 
Foto: www.roland-koch.de, Gerster 

 Der Hessische Ministerpräsident Roland Koch und 
Kultusministerin Dorothea Henzler haben Anfang März 
dieses Jahres das neue Schulkonzept der Hessischen 
Landesregierung für die Sekundarstufe I vorgestellt. 
 
In einer neuen Mittelstufenschule sollen Schulen 
künftig die Möglichkeit erhalten, die Bildungsgänge 
Haupt- und Realschule unter einem Dach 
zusammenzufassen. „Grundüberzeugung unserer Vision 
für die Schule von morgen ist der Erhalt von 
Schulvielfalt und Schulfreiheit“, sagte Ministerpräsident 
Koch. „Die Mittelstufenschule ist dazu geeignet, diese 
zu garantieren und weiterzuentwickeln, um sie an 
aktuelle Herausforderungen anzupassen. Wir geben 
damit zugleich eine zukunftsgewandte Antwort auf die 
demographische Entwicklung und auf das 
Wahlverhalten der Eltern.“  

 
 
In der Mittelstufenschule sollen beide Abschlüsse erhalten bleiben: der Hauptschulabschluß 
mit stärkerer berufspraktischer Orientierung, der Realschulabschluß mit dem Schwerpunkt auf 
einer schulisch-theoretischen Ausbildung und Übergangsmöglichkeiten nach Klasse 10. „Es 
gilt also das Prinzip: ein Eingang – zwei Ausgänge“, so Koch. In beiden Bildungsgängen sind 
die Förderung der Ausbildungsreife und der Berufsorientierung zentrale Bestandteile des 
Unterrichts. 
 
 
„Das wichtigste schulpolitische Ziel der Landesregierung ist es, kein Kind in Hessen 
zurückzulassen“, sagte Kultusministerin Henzler. „Vielmehr müssen wir die Potenziale aller 
Jugendlichen gezielt fördern. Auch wer eine stärker praktische Begabung hat, muß im 
modernen Schulsystem seine Chancen haben. Genau das wollen wir mit unserem neuen 
Konzept erreichen.“ Henzler sagte weiter, das neue Konzept richte sich an Haupt- und 
Realschulen. „Der gymnasiale Bildungsgang bleibt unverändert an Gymnasien, an integrierten 
und kooperativen Gesamtschulen erhalten.“ 
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Mittelstufe mit Aufbaustufe und Ausbaustufe 
 
Die Mittelstufenschule gliedert sich in eine Aufbaustufe in den Jahrgangsstufen 5 bis 7 und 
gabelt sich anschließend in einen praxisorientierten (Jahrgangsstufe 8-9/10) und einen 
mittleren Bildungsgang (Jahrgangsstufe 8-10). Die Aufbaustufe kann schulformbezogen, 
schulformübergreifend oder teildifferenziert organisiert sein. Im Mittelpunkt stehen 
fächerübergreifendes und projektorientiertes Lernen. In Jahrgangsstufe 7 findet eine 
Kompetenzfeststellung für jeden Schüler statt; darauf wird die individuelle Förderung 
abgestimmt, die zur Erlangung der Ausbildungsreife führen soll. Ein Berufswahlpaß 
(Portfolio) wird verbindlich. Betriebserkundungen und Besuche von Ausbildungsstätten und 
beruflichen Schulen sollen die weitere Orientierung unterstützen. 
 
Der Unterricht des auf die Aufbaustufe folgenden praxisorientierten Bildungsgangs findet in 
enger Zusammenarbeit mit den beruflichen Schulen der Region statt. Ziel ist es, die 
Ausbildungsreife der Jugendlichen sicherzustellen und einen direkten Übergang in ein 
Ausbildungsverhältnis im dualen System zu ermöglichen. Der berufsfeldbezogene Unterricht 
ist an den regional gegebenen Angeboten orientiert. Am Ende der Jahrgangsstufe 9 nehmen 
die Schülerinnen und Schüler an den Abschlußprüfungen des Bildungsgangs Hauptschule teil. 
Es besteht dann die Möglichkeit, Jahrgangsstufe 10 zu besuchen. 
 
 
Der mittlere Bildungsgang sieht ebenfalls eine Kooperation mit beruflichen Schulen vor. 
Neben der zweiten Fremdsprache sind Schwerpunktfächer (Wahlpflichtunterricht) 
vorgesehen. Im Abschlußzeugnis wird die Eignung zum Übergang auf eine Fachoberschule 
oder auf eine Gymnasiale Oberstufe vermerkt. 
 
 
Ganztagsangebote zur optimalen Förderung der individuellen Begabungen 
 
Um die individuellen Begabungen der Schülerinnen und Schüler optimal zu fördern, sollen 
alle Mittelstufenschulen über ein Ganztagsangebot verfügen. „Die Mittelstufenschule bietet 
damit allen Schulen mit den Bildungsgängen Haupt- und Realschule eine zukunftsfähige 
Perspektive und sichert langfristig ein vielfältiges Bildungsangebot in den Regionen“, sagte 
Ministerpräsident Koch. Jeder Jugendliche habe so die Chance auf einen erfolgreichen 
Schulabschluß. Kultusministerin Henzler ergänzte: „Der Übergang in die Berufswelt wird für 
die Schülerinnen und Schüler noch besser gestaltet und sie werden dabei noch stärker 
unterstützt. Gleichzeitig bleibt der Weg zum mittleren Abschluß und zum Abitur offen.“ 
 
 
Konzept zunächst freiwillig – Inhalte müssen vor Ort erarbeitet werden 
 
Das Konzept der Mittelstufenschule ist ein freiwilliges Angebot, das sich zunächst an 
verbundene Haupt- und Realschulen richtet. Nach der Erarbeitung eines inhaltlichen 
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Konzeptes in Kooperation mit einer beruflichen Schule kann die Umwandlung beim 
jeweiligen Schulträger beantragt werden. Nach Genehmigung des geänderten 
Schulentwicklungsplanes durch das Kultusministerium kann die Umstellung aufwachsend ab 
Klasse 5 mit Schuljahresbeginn 2011/2012 erfolgen. Langfristig soll die Mittelstufenschule 
dann auch eine Option für kooperative und integrierte Gesamtschulen sein. 
 

 

Die vorstehende Meldung der hessischen Staatskanzlei hat Anfang des Jahres über Hessen 
hinaus Schlagzeilen gemacht, wahrscheinlich weil der hessische Ministerpräsident Koch sich 
damit deutlich mit Plänen seiner Kultusministerin solidarisiert hat und weil es die 
Hauptschulen „aufhebt“.  

Man wird nun sehen, wie die Entwicklung voranschreitet. Nach den schönen Worten der 
Politiker müssen, wie man dem letzten Abschnitt der Meldung entnehmen kann, die Lehrer vor 
Ort und die Kommunen jetzt die Konzepte erarbeiten und dürfen sie dann nach Genehmigung 
durch das Kultusministerium umsetzen. 

Was scheren mich die Mühen der Ebene, sofern ich nur meine „Vision“ schön finde  und ich 
von meiner „Grundüberzeugung für eine Vision für die Schule von morgen“ überzeugt bin. 
Nach diesem Motto läßt Koch einen Eintopf anrühren und erwartet als Ergebnis ein Mehr- 
Gänge-Feinschmecker-Menue. Mahlzeit! 

Ho. 

 

 
Fundort: Pressestelle, Staatskanzlei 
http://www.kultusministerium.hessen.de/ - Pressemitteilung vom 01.03.2010  
 
 
 
 
 

 
Neue Mitglieder sind uns willkommen 
 
Wer unsere bildungs- und wissenschaftspolitische Arbeit unterstützen möchte, den laden wir 
ein, Mitglied im Bund Freiheit der Wissenschaft zu werden. Näheres dazu finden Sie auf 
unserer Website. 
 
Auch für Spenden auf unser Konto bei der Deutschen Bank sind wir dankbar: 
Deutsche Bank AG, Bonn BLZ 38070024, Konto 0 233 858 
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Niedersachsen 
 
Johanna Wanka kommt (und geht) 
Wechsel in beiden Bildungsministerien – Niedersachsens Ministerpräsident Christian Wulff hat sein 
Kabinett umgebildet. 
 
 
Im Zuge der Kabinettsumbildung in Niedersachsen wurde Brandenburgs CDU-Vorsitzende 
und Landtagsfraktionschefin Johanna Wanka neue Wissenschaftsministerin. 

 
Die 59-Jährige Mathematikprofessorin 
war in einer  Großen Koalition von 2000 
bis 2009 Kultus- und Wissenschafts-
ministerin des Landes Brandenburg. Als 
CDU-Landesvorsitzende war sie im 
Landtagswahlkampf 2009 Spitzen-
kandidatin ihrer Partei, unterlag aber 
dem Ministerpräsidenten Platzeck und 
stand zuletzt als Fraktionsvorsitzende 
der CDU-Landtagsfraktion der neu 
gebildeten rot-roten Landesregierung in 
Potsdam gegenüber. 
 
 

  

 
Johanna Wanka – jetzt besser für Niedersachsen 
Foto: Hübner, http://www.maerkischeallgemeine.de/ 

Mit Brandenburgs Wissenschaftsministerin Johanna Wanka (CDU) hatte im Jahre 2007 
erstmals eine Frau das Ministerranking des Deutschen Hochschulverbandes (DHV) 
gewonnen. Ihre hochschul- und wissenschaftspolitischen Leistungen wurden damals mit einer 
Durchschnittsnote von 2,2 bewertet. 
Ihr Weggang nach Hannover dürfte in der brandenburgischen CDU von vielen als Verlust 
empfunden werden.  
 
 

 
Niedersächsischer Kultusminister –  

Bernd Althusmann 

  
Im Kultusressort ist der bisherige Staatssekretär 
Bernd Althusmann ins Ministeramt aufgestiegen. 
Der 1966 in Oldenburg (i. OL.) geborene 
Althusmann hat am Herder-Gymnasium in 
Lüneburg Abitur gemacht. Er hat 
Erziehungswissenschaften studiert, ist Dr. Rer. 
Pol. Und Hauptmann der Reserve.  
Er sieht seine vorrangige Aufgabe „in einer 
behutsamen Fortentwicklung der Schulstrukturen“ 
– entsprechend den Erfordernissen des 
demographischen Wandels.  
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Nordrhein-Westfalen 
 
„Realschulen bilden die Mitte“ 
 
 

Am 23. April 2010 fand in Essen der 22. Bundesrealschultag statt. 

Er stand unter dem Motto: „Realschulen bilden die Mitte“. Bei der Festveranstaltung in 

der Philharmonie im Saalbau nahmen die Redner eine Standortbestimmung der 

Realschule vor. 

 
Gleich zu Beginn der Veranstaltung bekundete 
die Landesvorsitzende des 
Realschullehrerverbandes, der sich kürzlich in 
„lehrer.nrw.“ umbenannt hat, Brigitte Balbach, 
den Einsatz des Verbandes für den Erhalt der 
Realschulen im gegliederten Schulsystem. Sie 
sieht die Realschulen durch interne 
Weiterentwicklungen, wie sie sich 
beispielsweise mit dem dreijährigen 
Modellversuch des Faches „Wirtschaft“ 
abzeichneten, gut für die Zukunft gerüstet. 
Sollte es aufgrund demographischer 
Entwicklungen  in einzelnen Kommunen zu 
Verbundschulen kommen, wolle man sich für 
Aufbaurealschulen da stark machen, wo 
Hauptschulen nicht mehr selbständig sein 
könnten. 

  

 
KMK- Präsident Dr. Ludwig Spaenle 

sprach sich für Bildungsföderalismus aus 
und lobte die Realschule wegen der „Palette 

von Lebenschancen“, die sie biete. 

 
In seinem Grußwort erfreute Franz Josef Britz, der Bürgermeister der Stadt Essen, die 
Versammlung mit der Nachricht, daß trotz rückläufiger Schülerzahlen sich in Essen mit 
seinen 189 Schulen und 82.000 Schülerinnen und Schülern bei den Realschulen eine 
Erhöhung der Anmeldezahlen ergeben habe. Darin zeige sich die Wertschätzung der 
Realschule wegen ihrer Vermittlung von solider Allgemeinbildung und Berufsvorbereitung.  
 
Professor Dr. Albert Ziegler von der Universität Ulm erinnerte in seinem Grußwort an 
wichtige Thesen von Karl – Heinz Ingenkamp zu Leistungsfähigkeit und Wertschätzung der 
einzelnen Schulformen. Zieglers These – in einem sehr komprimierten Vortrag entwickelt – 
war, daß das deutsche Bildungssystem zwar weiterentwickelt werden müsse, aber aus sich 
heraus, nicht durch Nachahmung fremder Systeme, die unter anderen Voraussetzungen 
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funktionierten (Finnland) oder andersartiger Institutionen, die einen anderen Auftrag, z. B. 
Finanziellen oder ökonomischen Erfolg, hätten.  
Zieglers dringlicher Rat lautete, Schulentwicklung durch Mitarbeiterbefragung anzustoßen, 
um „Stärken, Schwächen, Risiken und Chancen“ sicher zu erkennen. Eine solche Befragung 
sei wissenschaftlich zu begleiten. Sie eröffne eine Perspektive, auf die man bei 
Veränderungen nicht verzichten dürfe, die sich im übrigen in wissenschaftlich fundierter 
Argumentationsweise vertreten lassen würde. 
Er rief den Verband auf, zu diesem Zweck „eine Task Force“ zu bilden. 
 
In seiner Festrede ging der Präsident der Kultusministerkonferenz, Bayerns Staatsminister Dr. 
Ludwig Spaenle, auf wesentliche Charakteristika der Realschule ein. Die Realschule halte die 
Balance „zwischen Praxis und vertiefter Allgemeinbildung“. Sie sei „Sprungbrett zur 
Hochschulreife“ und zugleich „realistische Vorbereitung auf die Realität der Arbeitswelt“. Ihr 
Ziel sei der „erfolgreiche Weg des einzelnen in der Gesellschaft“. 
Im allgemeineren Teil seiner Rede bekannte Spaenle sich zum Bildungsföderalismus. Denn 
die „Menschen entscheiden sensibel über den Weg, der die Bildung nahe an den Menschen 
bringt“.  Allerdings müßte dieser Weg in gesamtstaatlicher Weise gestaltet werden. Diesen 
Weg habe die Kultusministerkonferenz vor fünf Jahren mit definierten Standards, die „von 
Rügen bis zum Bodensee“ gälten, beschritten. 
Bei der Weiterentwicklung der Realschule solle man im Blick haben, alle Begabungsreserven 
zu heben, auch bei Jugendlichen mit Migrationshintergrund. Man solle eine 
„Prozeßsteuerungstrategie im Herzen des Kindes“ verankern, den  einzelnen „abholen, wo er 
stehe“, mit einem Bildungsangebot, das „eine Palette von Lebenschancen“ biete. 
 
Anfangs seiner Festansprache hatte Spaenle Respekt für die Arbeit der Lehrer eingefordert 
und bekundet. Er schloß mit dem Appell an die Politik, daß sich das Reden über 
„Investitionen in Bildung“ auch in den Länderhaushalten materialisieren müsse.  
 
Die Festveranstaltung endete mit einer Rede des in Essen neu gewählten Bundesvorsitzenden 
Jürgen Böhm.  
Böhm stellte heraus, daß die Realschule seit ihrer Gründung eine zeitgemäße und stets 
hochaktuelle Bildungsinstitution gewesen sei. Sie schaffe die gebildete Bürgergesellschaft. 
Dafür garantiere ihr klarer Theorie- und Praxisbezug. Sie entlasse nachgefragte Absolventen 
mit Kernkompetenzen und bewähre sich so als „Schule des sozialen Aufstiegs“. Böhm 
betonte: „Gesamtschulen erreichen diese Vorzüge nicht“. Er sprach sich gegen die Ansichten 
von „Gutmenschen“ und „Sozialromantikern“ aus, die wissenschaftliche Erkenntnisse 
mißachteten. Es gelte, das vielgliedrige Schulsystem zu stärken. 
Vereinheitlichungsbestrebungen seien „rückwärtsgewandt“. In der vielgliedrigen 
Bildungslandschaft sei die Realschule ein qualitativ zentraler Pfeiler, der erhalten bleiben 
müsse; denn: „ Die Realschule legt theoretische Grundlagen und begeistert durch Beziehung 
zum realen Leben“. Die Realschulabsolventen seien „nachgewiesenermaßen 
fortbildungsfreudig“. Der Realschulbildungsgang setze Maßstäbe für einen „soliden, 
hochgeachteten Schulabschluß“.  
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Die Festveranstaltung wurde durch ausgezeichnete musikalische Darbietungen von 
Realschülerinnen und Realschülern verschönert. Zu Beginn trommelten die Schülerinnen der 
Realschule Mater Salvatoris in Kerpen für ihre Schulform. Am Ende erntete die Big Band der 
Erich-Kästner-Realschule Herten begeisterten Applaus des Publikums.  

Ho. 

 
Nordrhein-Westfalen 

„Die Hauptschule hat eine ausgeprägte selbstwertschützende Funktion“ 

Die Hauptschule in Nordrhein-Westfalen 
 
 
Für „freiheit der wissenschaft online“ beantwortete Regine Schwarzhoff, die Vorsitzende 
des Elternvereins e.V. NRW, einige Fragen zum Bildungsgang und zur 
Leistungsfähigkeit der Hauptschulen, die in der öffentlichen Diskussion häufig gestellt 
werden: 
 
 
Frau  Schwarzhoff, die Hauptschulen haben einen schweren Stand. Der Elternverein NRW 
e.V., dessen Vorsitzende Sie sind, steht aber dennoch fest zu dieser Schulform. Ist sie denn 
kein Auslaufmodell? 
 

Mir tun solche Bezeichnungen in der Seele weh, denn ich kenne unsere Hauptschulen sehr 
gut – und auch viele Menschen, die dort arbeiten, lehren, lernen und Kinder begleiten. 
Diese Menschen fühlen sich persönlich diffamiert und angegriffen, oft sogar in ihrem 
Existenzrecht infragegestellt durch die in der Öffentlichkeit verbreiteten Behauptungen 
über ihre Schulen. 
Dabei brauchen wir die Hauptschulen, und wer Hauptschulen und ihre Arbeit wirklich 
kennt und inhaltlich beurteilen kann, pflichtet uns vorbehaltlos bei. Hauptschulen haben 
große Vorteile gegenüber Gesamtschulen z.B.. 

 

 

Sie sagen, wir brauchen Hauptschulen. Kann man denn seinen Hauptschulabschluß nicht 
ebenso gut an jeder anderen Schule machen? 
 

Wir haben einfach Schüler, die diese Schulart brauchen; diese Kinder und Jugendlichen 
werden dort am allerbesten in ihren Fähigkeiten und ihrem Selbstvertrauen gestärkt und 
gefördert. Hauptschulen sind praxisnah und berufsbezogen durch den Lernbereich 
Arbeitslehre mit Technik, Wirtschaft, Hauswirtschaft und verpflichtende Betriebspraktika. 
Sie differenzieren zielführend durch die Gabelung in Klasse 10. Da bieten sie den stark 
arbeitsweltbezogenen Bildungsgang in Typ A für praktisch begabte, technisch, 
handwerklich oder kaufmännisch geschickte Jugendliche und auch für schulmüde 
Jugendliche, mit intensiver Berufswahlvorbereitung, vielen hochwertigen Modellen der 
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Motivation zum Abschluß und sogar der Möglichkeit, unterrichtsbegleitend mehrere Tage 
in der Woche in einem Betrieb praktisch zu arbeiten und sich so dort mit seinen Stärken zu 
präsentieren und sich die Chance auf einen Ausbildungsplatz zu erarbeiten. 
In Klasse 10 Typ B wird auf eine Weiterführung der Schullaufbahn hingearbeitet, ein 
bewährtes Modell für „Spätzünder“, die erst nach der Pubertät die Kurve kriegen und 
Ehrgeiz entwickeln. Sie werden durch verstärkten Unterricht in den Kernfächern Deutsch, 
Mathematik und Englisch zum mittleren Schulabschluß (Fachoberschulreife) geführt, mit 
dem sie bei entsprechendem Notendurchschnitt direkt in eine gymnasiale Oberstufe 
wechseln können. Für sie sind Hauptschulen sogar Sprungbrett zum Abitur.  
Ein Hauptschulabschluß an der Realschule oder dem Gymnasium bedeutet immer eine – 
nennen wir es – Schmalspurversion, weil all diese gezielt berufsbezogenen Qualifikationen 
nicht vermittelt werden. 

 

 

Was unterscheidet denn dann den Hauptschulbildungsgang so wesentlich von den 
Bildungsgängen anderer Schulformen? 
 

Ein wesentlicher Punkt ist die überschaubare Größe unserer Hauptschulen, ihrer Kollegien 
und ihrer Klassen. Sie sind (noch) recht gleichmäßig verteilt in Stadt und Land und decken 
alle Regionen ab. Sie haben meist deutlich unter 50 Lehrkräfte und nur zwei- bis 
dreihundert Schüler, jeder kennt jeden, und diese Bedingungen erzeugen ein fast familiäres 
Arbeitsklima. Dann wird das Klassenlehrerprinzip gepflegt, das für eine persönliche 
Beziehung zwischen den Schülern untereinander und zu ihrem Lehrer sorgt. Schüler fühlen 
sich geborgen und angenommen – und damit kommen wir zum Hauptpunkt: ein Kind, das 
in der Grundschule vier Jahre lang täglich die vermeintlichen „Überflieger“ der Klasse 
miterlebt und sich täglich etliche Male als dumm und begriffsstutzig erlebt hat, lebt hier 
unter „seinesgleichen“ auf; es erfährt endlich, daß es auch was kann und wertvoll und 
wichtig ist, daß es seine eigenen Stärken und Fähigkeiten hat und sich gar nicht an den 
Überfliegern messen lassen muß. 

Die Hauptschule hat also eine ausgeprägte selbstwertschützende Funktion.  
Gerade das Selbstvertrauen, das solchen Schülern an der Hauptschule zurückgegeben wird, 
löst einen unersetzlichen Motivationsschub aus, der sie endlich wachsen und sich 
entwickeln läßt. „Kein Kind darf verloren gehen“, hört man von Bildungspolitikern oft. 
Wo, wenn nicht hier, wird genau dieses Ziel am wirkungsvollsten erreicht? 

 

Wenn nun Eltern ihr Kind zu einer anderen Schule, z.B. zum Gymnasium schicken, und es 
scheitert in der Erprobungsstufe und findet sich plötzlich an einer Hauptschule wieder – 
wie sehen Sie diese Situation? 
 

Zunächst mal ist es schlimm und für viele Kinder dramatisch, daß Eltern sich nach wie vor 
häufig vom Lockruf des „Abitur für alle“ blenden lassen, statt ihrem Herzen für ihr Kind 
zu folgen und es auf eine Schule zu schicken, die zu seinem Entwicklungsprofil und zu 
seinen Begabungen und Fähigkeiten paßt. Dazu geführt hat ganz maßgeblich die 
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Schulpolitik der vergangenen Regierungen in NRW, die gezielt die Hauptschulen 
kaputtgespart und dann als „Restschulen“ diffamiert hat, um ihr Hätschelkind 
Gesamtschule zu etablieren – sie haben sich gerade an unseren Hauptschülern schwer 
vergangen. Wenn Eltern auch noch fast täglich in den Medien durch Politikeräußerungen 
oder nachgeplappertes Journalistengerede die Botschaft empfangen, Hauptschüler hätten in 
unserer Gesellschaft keine Chancen, sind sie natürlich in ihrer Wahl der weiterführenden 
Schule für ihr Kind verunsichert. Diese Unsicherheit wird gefördert dadurch, daß die 
Grundschulempfehlung falsch formuliert ist. Dort steht, das Kind sei geeignet für eine 
Schulform, nicht umgekehrt, wie es eigentlich heißen müßte. Eltern empfinden das als 
„Qualitätsstempel“ für ihr Kind und entwickeln stellvertretend 
Minderwertigkeitskomplexe, wenn da die Hauptschule steht. Eltern werden also 
systematisch geblendet in Bezug auf die Entwicklungschancen ihrer Kinder. 
Ein Kind, das nach der Grundschule nun zwei Jahre lang zusätzlich auf der 
weiterführenden Schule durch den täglichen Vergleich mit den Schnelleren, Schlaueren, 
Vorlauteren, Cleveren seelisch „wundgeritten“ worden ist, hat dadurch schweren Schaden 
erlitten. An Hauptschulen, die nach den Anmeldezahlen in Klasse 5 mühsam eine Klasse 
zusammenkriegen, sammeln sich in Klasse 7 diese an für sie zu hohen Ansprüchen und der 
Anonymität großer Schulen gescheiterten Kinder; oft verdoppelt sich dadurch schlagartig 
die Schülerzahl einer Hauptschule in Klasse 7. Der schwere Schaden im Selbstbewußtsein, 
den diese Kinder erleiden, ist nur sehr schwer wieder aufzufangen und belastet die Arbeit 
der Hauptschullehrer unnötig, zusätzlich dazu, daß ihnen der Löwenanteil der 
Integrationsarbeit von Kindern ausländischer Herkunft mit Sprach- und anderen 
Schwierigkeiten aufgebürdet wird. Dabei werden bei weitem nicht nur von Gymnasien 
Kinder zur Hauptschule geschickt, die ja als einzige Schulform die Annahme nicht 
verweigern kann; viele kommen von Gesamtschulen, die die weitere Unterrichtung dieser 
Kinder ablehnen. Da hört für mich dann das Verständnis auf: wie kann eine Gesamtschule, 
die ja angeblich alle Kinder „optimal“ fördert, ein Kind zur Hauptschule schicken?  

 

 
Solche Fälle werden uns vor allem von Eltern ausländischer Herkunft gemeldet.  
Wir trösten dann die Eltern und legen ihnen dar, daß die Hauptschule für ihr Kind 
wahrscheinlich sogar die viel bessere Schule ist, und ganz oft bekomme ich später 
begeisterte Anrufe mit echt herzlich gemeintem Dank für diese Beratung: das Kind sei 
aufgeblüht und endlich wieder glücklich und jetzt wieder motiviert und fleißig und habe 
gute Noten. Da leisten unsere Hauptschulen allesamt Herkulesarbeit! Die wird uns 
Jurymitgliedern beim Deutschen Hauptschulpreis, jetzt „StarkeSchule“ genannt, seit 1999 
alle zwei Jahre vielfältig dokumentiert. Davon kann sich fast jede andere Schule mehr als 
eine dicke Scheibe abschneiden. Wenn man noch dazu bedenkt, daß gerade der Anteil der 
Schüler, die eine Hauptschule ohne Abschluß verlassen, gering ist gegenüber dem anderer 
Schulformen, kann man vor unseren Hauptschulen nur den Hut ziehen. 
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Ihre Anerkennung für diese Leistung ist beeindruckend, aber sie wird von vielen nicht 
geteilt. Wie erklären Sie sich das? 
 

Das hat etliche unterschiedliche Komponenten. An die erste Stelle möchte ich Politiker 
stellen, die aus ideologischen Gründen erklärtermaßen das gegliederte, nach Neigung und 
Begabung differenzierende Bildungssystem abschaffen, also aushöhlen und zerstören 
wollen. Alle Wahljahre wieder findet man ihre Phrasen von „Selektion“ und „sozialer 
Ungerechtigkeit“ in ihren Wahlprogrammen. Sie haben damit wiederholt Schiffbruch 
erlitten, denn die Mehrheit der Bevölkerung sieht dieses System nach wie vor als 
vorbildlich an und die Gründe der PISA-Ergebnisse eher in der Leistungsfeindlichkeit und 
Anti-Pauk-Ideologie, die seit Jahrzehnten bei uns vorherrscht, weil angeblich mit Spaß 
dasselbe erreicht werden soll, aber nicht wird. Die Mehrheit der Menschen läßt sich heute 
nicht mehr von diesen primitiven Klassenkampfparolen beeindrucken und sieht die Lage 
viel realistischer und vernünftiger, als ihnen zugetraut wird. 
 
Eine weitere Position nehmen unsere Medienvertreter ein, die leider viel zu häufig 
nicht nach den Hintergründen fragen, sondern ihre vorgefaßte Meinung nur bestätigt und 
vervielfältigt sehen wollen – abweichende Auffassungen werden dadurch deutlich seltener 
und an deutlich weniger prominenten Stellen veröffentlicht. 
 
Die dritte Position stellt leider unsere sogenannte Wissenschaft. Das ist ein besonderes 
Trauerspiel, denn forschende Wissenschaft sollte eigentlich, ihrem Namen folgend, 
Wissen, also Tatsachen, ermitteln und als Grundlage der Diskussion zur Verfügung stellen. 
Stattdessen werden schon seit Jahrzehnten wissenschaftliche Ergebnisse verschleiert bzw. 
unterschlagen, so nachzulesen auf der Internetseite www.schulformdebatte.de.  
Dort wird durch Originalzitate aus den achtziger Jahren dokumentiert, daß 
leistungsdifferenzierter Unterricht allen Schülern mehr nutzt als der Unterricht in 
sogenannten heterogenen Lerngruppen, vor allem den benachteiligten! Das staatlich 
finanzierte Max-Planck-Institut für Bildungsforschung Berlin MPIB unter Prof. Jürgen 
Baumert hat das schon 1986 nachgewiesen und niemals in entsprechender Eindeutigkeit 
veröffentlicht.  
Heute verstehen sich offenbar immer mehr Wissenschaftler als Meinungsproduzenten, die 
mit der Aus-Wertung statistischer Ergebnisse gleich die Be-Wertung mitliefern, also ihre 
Meinung dazu kundtun. Sie werden in den Medien großspurig zitiert, aber nicht mit ihren 
wissenschaftlichen Aussagen, sondern mit den Aussagen, die entweder den 
vorherrschenden „Trend“ bestätigen oder vermeintliche Neuheiten in dieser Richtung 
bieten. Sie nehmen sogar die Daten wissenschaftlicher Untersuchungen, die abweichende 
Aussagen bestätigen, noch einmal vor, um die Kollegen zu widerlegen oder zu 
desavouieren! So geschehen durch Prof. Jürgen Baumert mit der Lehmann-Studie zum 
„längeren gemeinsamen Lernen“, der verlängerten Grundschule. 
 
Fragen Sie aber die Wirtschaftsvertreter aus Industrie und Handwerk, sieht das ganz anders 
aus. Natürlich werden weiterhin solide gelernte Mitarbeiter in Handwerk und Industrie 
gebraucht, und die Betriebe nehmen ihre Verantwortung zu Ausbildung und Weiterbildung 
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sehr wohl wahr. Führende Wirtschaftsvertreter sind in ihre Positionen über den 
sogenannten zweiten oder sogar dritten Bildungsweg gekommen; eine große Zahl über 
unser in ganz Europa mit Bewunderung und Neid betrachtetes duales Ausbildungssystem, 
das in beispielhafter Weise nach dem Hauptschulabschluß betriebliche Ausbildung durch 
schulische Begleitung abrundet und Berufsanfängern damit eine solide Basis für ihre 
berufliche Weiterentwicklung bietet. Es macht Menschen tüchtig und pragmatisch. 
Arbeitslosigkeit betrifft in großem Maße Akademiker, die nach dem Studium nie einen Job 
gefunden haben, also offenbar für die Praxis unbrauchbar sind.  
 
All das muß uns erschrecken und endlich begreifen lassen, daß wir mit der Forderung 
„Abitur für jeden“, die ja den Inhalt dieses „Persilscheins“ unberücksichtigt läßt, daneben 
liegen. Auch ohne Abitur ist ein Mensch ein vollwertiges Mitglied der Gesellschaft, und 
oft sind sie die tatkräftigeren und tüchtigeren „Anpacker“, die viel mehr von der Stelle 
bringen, als die Mehrheit ihnen zutraut. Sie tun es ganz selbstverständlich und im Stillen 
und haben alles schon erledigt, während die Akademiker noch diskutieren. 

 

 

Regine Schwarzhoff ist seit 2005 Vorsitzende des Elternvereins NRW e.V.. Die Architektin und 
Autorin ist Mutter von drei Kindern. 
 
 
Website des Elternvereins NRW e.V.: http://www.elternverein-nrw.de/  
 

 
 
 
 
Regine Schwarzhoff , die auch Jurymitglied bei der Vergabe des Deutschen 
Hauptschulpreises - der jetzt „Starke Schule“ genannt wird - ist, betont nachdrücklich: 

 
„Mittlerweile gibt es in NRW sogar Hauptschulen mit Ausbildungsplatzgarantie.  
Schüler unterschreiben einen Ausbildungspakt und verpflichten sich, gewisse Bedingungen 
zu erfüllen. Mit Einhaltung dieses Vertrages bekommen sie die Garantie auf einen 
Ausbildungsplatz, die durch ein Kooperationsnetzwerk mit Stadt, Wirtschaft, Institutionen 
und sozialen Organisationen erfüllt wird.“ 

 
 

 
Die neue Ausschreibung des Wettbewerbs „Starke Schule“ ist am 15. März 2010 erfolgt, 
Bewerbungsschluß ist der 23. Juni 2010. Die nächste Bundespreisverleihung findet am 11. 
Mai 2011 statt. 
 
Informationen zur „Starken Schule“ im Internet unter: 
http://www.starkeschule.ghst.de/index.php?id=32  
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Zur Diskussion gestellt 
 
Ist „die zurückhaltende Informationspolitik des Max-Planck-Instituts für 
Bildungsforschung (MPIB)“ ursächlich für den „unkontrollierten Verfall 
des deutschen Schulwesens“? 
 
Erkenntnisse und Fragen von Ulrich Sprenger  
 
 
Die Fragen, die Ulrich Sprenger nach akribischen Recherchen in den einschlägigen 
Dokumenten und Veröffentlichungen stellt, sind nicht neu. 
Die Schlüsse, die Ulrich Sprenger aus seinen Forschungen zieht, verdienten allerdings eine 
Antwort, die bis heute ausgeblieben ist. 
 
Wer mehr erfahren will, orientiere sich unter: www.schulformdebatte.de   
 
 
 

www.schulformdebatte.de 
 

Diese Homepage ist ein Angebot des „Arbeitskreises Schulformdebatte e.V.“, Sitz und 
Geschäftsstelle in Recklinghausen. Sie wurde eingerichtet als ein „Forum für 
wissenschaftsorientierte Beiträge zu Fragen der Schulstruktur“.        Es sollen auf diesem 
Wege wissenschaftlich fundierte Beiträge zur deutschen Schulform-Debatte in einer 
möglichst allgemeinverständlichen Form jederzeit zugänglich sein. Denn viele wichtige 
Ergebnisse der Bildungsforschung liegen bereits vor. Aber sie wurden lediglich in der 
Fachliteratur veröffentlicht und blieben unbekannt. Es fehlte der „Zwischenhandel“. So sind 
zum Beispiel die frühen Erkenntnisse des Max-Planck-Institutes für Bildungsforschung zu 
den Vorteilen einer mit dem 5. Jahrgang einsetzenden Differenzierung kaum bekannt. 
 
Auf dieser Homepage finden Sie unter anderem folgende aktuelle Beiträge: 
 
- Die bessere Schulform - eine „Gretchenfrage“ ohne Antwort ? 
 
- Offener Brief mit achtzehn Fragen an Professor Baumert 
 
- Auskünfte der Bildungsforschung zu Fragen der Schulstruktur 
 
- Sollen Kinder länger gemeinsam lernen? - Achtzehn Einwände 
 
- Die Pisa-Befunde in einem anderen Licht 
 
- Professor Roeders MPIB-Gutachten zu den Nachteilen sechsjähriger Grundschulen 
 
- Vierzig Jahre später - Die bittere Bilanz „der Schulversuche mit Gesamtschulen“ 

 
 
 
Im Anhang hat Ulrich Sprenger seine Ergebnisse komprimiert zusammengefaßt. 
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Bücherrevue 
 

 

 
Marius Reiser, 
Bologna: Anfang und Ende der Universität, 
Verlag des Deutschen Hochschulverbandes, 2010, 160 Seiten, 14,90 Euro.  
ISBN 978-3-924066-92-5  
 
 
Der Autor Marius Reiser (geb. 1954), der 1991 dem Ruf auf eine Professur für  
Neues Testament am Fachbereich Katholische Theologie der Universität Mainz gefolgt war,  
gab seine Professur im Frühjahr 2009 an das Rheinland-Pfälzische Wissenschaftsministerium 
zurück, um ein persönliches Zeugnis gegen den sogenannten Bologna-Prozeß abzulegen.  
 
 
Der Essay ist in zehn, etwa gleich lange Kapitel gegliedert.  
 
1. Eingestimmt mit einer Parodie auf die biblische Weihnachtsgeschichte erfährt der Leser 
viel Wissenswertes über die Genese des Bologna-Prozesses. Der Autor untermauert die 
Fakten mit zahlreichen Hinweisen auf weiterführende Literatur, in denen der angeblich 
unumkehrbare, durch nichts aufzuhaltende Bologna-Prozeß in Frage gestellt und die 
demokratisch nicht legitimierten Initiatoren der begonnenen Revolution des deutschen 
Hochschulwesens entlarvt werden.  
 
 
2. Grundstürzende Veränderungen wurden den Universitäten abverlangt, und  zwar noch 
bevor überzeugende konzeptionelle Vorstellungen entwickelt, im Modell erprobt und die 
Konsequenzen im öffentlichen Diskurs erwogen worden waren. Hybris, Ignoranz und 
Verantwortungslosigkeit der Umstürzler bestimmten ihr Handeln, geblendet und verführt von 
der Wahnidee „Siehe, wir machen alles neu!“ – das Ziel des Studiums, die Struktur des 
Studiums, die Studienabschlüsse, die Struktur der Hochschulverwaltung.  
 
 
3. Hinter dem „Bekenntnis zur Bologna-Reform“, das die Betreiber des Umsturzes, die wie 
Priester eines neuen Kults agieren, beseelt, nimmt Marius Reiser den „heilige Gral in Gestalt 
des Nürnberger Trichters“ wahr. Eine Standardisierung auf niedrigem Niveau wird die 
unausbleibliche Folge sein. Das aber ist die Hauptgefahr für die Kultur und die intellektuelle 
Freiheit  Europas, was der Brite Gilbert Keith Chesterton schon 1927 in aller Klarheit  
prognostizierte.  
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4. Jede menschliche Kultur beginnt mit Sprache, und unsere Sprache verrät uns!  
Reiser analysiert die nebelschwadenartige Ausdrucksweise der Bologna-Dokumente im 
Sinne von George Orwells „Newspeak“ und „Doublethink“. Eingehend erläutert werden die 
begrifflichen Umdeutungen der Wortinhalte von „Reform“, „Freiheit“, „Autonomie“, 
„Exzellenz“, „lebenslanges Lernen“, „ Wissen“ und „Wissenschaft“.  
 
 
5. Geld regiert die Welt! Der Bologna-Prozeß zielt auf eine Ausrichtung der Universitäten auf 
die An- und Herausforderungen des Marktes. Weg vom Bildungsauftrag des Staates, hin zur 
Orientierung an Kundenwünschen. Das marktorientierte Bildungssystem geht von einem Bild 
des Menschen aus, welches ihn zum „Humankapital“ erniedrigt. Reiser begründet, daß dieses 
primitive Menschenbild nicht nur mit dem christlichen unvereinbar ist, sondern auch hinter 
die vorchristliche Antike zurückfällt.  
 
 
6. Was ist der Mensch? Reiser erinnert an die antiken Sophisten, die nutzbare Kenntnisse als 
Weg zum Erfolg feilboten, und an Platons Bild des Menschen als eines Wahrheitssuchers, 
das in seiner Vernunftnatur angelegt ist. Bei Humboldt kommt die personale Freiheit des 
Individuums hinzu, die seine Würde, d.h. nach traditionell christlicher Auffassung seine 
Gottebenbildlichkeit, begründet. Die Bologna-Befürworter setzen die sophistische Tradition 
fort.  
 
 
7. Von Platon zu Humboldt. Dem platonischen Vorbild folgend steht in Humboldts 
Universitätskonzept nicht die Nützlichkeit einer soliden Berufsausbildung im Vordergrund, 
sondern das zweckfreie gemeinsame Forschen von Lehrenden und Lernenden in Muße und 
Geselligkeit, in der der Einzelne in persönlicher Freiheit sein Wesen entfalten und seine 
Welterfahrung klären kann.  
 
 
8. John Henry Newmans Universitätskonzept – in Deutschland wenig bekannt – wird 
dankenswerterweise recht ausführlich behandelt. Newmans Universität ist der Hort der 
„intellectual culture“, zu deutsch: der Geisteskultur. Nicht um Wissensvermittlung - wie es 
auf den Schulen aller Art notwendig und geboten ist - gehe es, sondern um Geistesbildung, 
die zum Erkennen von Gründen und Zusammenhängen befähigt. Die Wahrheitssuche liefere 
das einigende Band für die verschiedenen universitären Disziplinen. Eine Universität dürfe 
nicht als Ausbildungsstätte für die unterschiedlichen Berufe konzipiert werden, nicht eine 
Vereinigung von Berufsfachschulen sein, nicht den volkswirtschaftlichen Nutzen zu ihrer 
Devise machen. – In heutiger Perspektive: Die Bologna-Prozeß-Protagonisten streben solche 
Ausbildungsstätten an, die Newman als Gegenmodell zu seinem Universitätskonzept 
beschreibt.  
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9. Die klassische Erkenntnis „Universitas semper reformanda“ hat nichts an Aktualität 
verloren, doch vonnöten ist eine ‚Re-Formation‘ der Universität im Geiste einer 
Rückbesinnung auf und Orientierung an ihrer eigentlichen „Aufgabe, die Wahrheit in der 
Gemeinschaft von Forschern und Studenten zu suchen“ (Karl Jaspers). Dazu macht Reiser 
konkrete Vorschläge, insbes.  
a) weniger Universitätsstudenten und bessere universitäre Studierfähigkeit  
b) gute Allgemeinbildung, insbesondere Spracherziehung  
c) Rücknahme aller Bologna-Maßnahmen (Zielvereinbarungen,  
Hochschulräte, Akkreditierungswesen, Zwangsmodularisierungen)  
d) Wiederherstellung der tradierten akademischen Selbstverwaltung  
 
Falls das nicht möglich ist, sollte man auf die Bezeichnung „Universität“ künftig  
ganz verzichten.  
 
 
10. Unter der Überschrift „Einigkeit und Recht und Freiheit“ beklagt der Autor das Versagen 
der deutschen Universitätsprofessoren, die in ihrer überwiegenden Mehrheit nicht genügend 
Mut gezeigt haben, um die im deutschen Grundgesetz, Art. 5 (3), verbürgten Freiheitsrechte 
von Kunst und Wissenschaft, Forschung und Lehre zu verteidigen. Ein paar von den wenigen 
Kollegen, die nicht uninteressiert oder feige geschwiegen haben, werden genannt.  
Schließlich wird der Papst mit seiner Rede vor Akademikern auf der Prager Burg am 27. 
Sept. 2009 zitiert: „ …Das Konzept einer integralen Bildung, die auf der Einheit des auf der 
Wahrheit gegründeten Wissens basiert, muß wiedergewonnen werden. Es dient als 
Gegengewicht zu der in der heutigen Gesellschaft so augenscheinlichen Tendenz zur 
Fragmentierung des Wissens. Die massive Zunahme von Information und Technologie bringt 
die Versuchung mit sich, die Vernunft vom Streben nach Wahrheit loszulösen. Abgetrennt 
von der grundlegenden menschlichen Ausrichtung auf die Wahrheit, beginnt die Vernunft 
jedoch, die Richtung zu verlieren…“  
 
 
 
Das Buch schildert auf überzeugende Weise in sprachlich geschliffener Form die heutige 
Misere der deutschen Universitäten. Die gut belegten historischen Bezüge lassen die 
revolutionäre Tendenz des sogenannten Bologna-Prozesses deutlich erkennen.  
Reisers Essay sollte zur Pflichtlektüre für jeden werden, dem das Schicksal der deutschen 
Universitäten nicht gleichgültig ist.  
  
                                                                                                                     Kurt Reinschke 
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Michael Felten, 
Auf die Lehrer kommt es an! Für eine Rückkehr der Pädagogik in die Schule, 
Gütersloh/München, 2010, 16,90 Euro. ISBN 987-3-579-06882-4 
 
 
Aus der Definition von Unterricht als „organisierter Weitergabe kultureller Errungenschaften“ 
(S. 29) leitet Felten Merkmale für guten Unterricht und für die charakteristischen 
Eigenschaften eines guten Lehrers ab. 
Dem Schüler sind zwei Arten von „Zumutungen“ abzuverlangen: Er muß sich „auf soziale 
Regeln einstellen“ und er muß „Mühen aushalten“ lernen (S.40/41).; denn es geht um 
„gelingende Teilhabe am späteren gesellschaftlichen Leben“. 
Dabei muß der Lehrer mit „herzlicher Strenge“ agieren. Er leistet „Überbrückungsarbeit 
zwischen Jugendsphäre und Bildungswelt“. Er ist demnach nicht nur „individueller 
Entwicklungshelfer, sondern auch gesellschaftlicher Interpretationsbeistand“. 
 
Felten überschreibt das erste Kapitel seines Buches mit „Pädagogisch: Das Führen beleben“ 
(S. 23 –50). Dieses Postulat wird vor dem Hintergrund der modernen Erziehungsproblematik 
umfassend begründet. Im zweiten Kapitel heißt die Forderung: „Methodisch: auf das 
Wesentliche besinnen“ (S. 51- 110). Hier begründet Felten zunächst seine These, daß „die 
größten Unterrichtsstörungen durch falsche Unterrichtsformen“ hervorgerufen werden und 
konstatiert eine verbreitete „antipädagogische Hoffnungslosigkeit“ als Folge einer 
„pädagogischen Deregulation“. 
Im Unterabschnitt über das „Lob der Lehrersteuerung“ zeigt Felten, wie sich – gerade im 
Wissen um Unvollkommenheiten von Unterricht und Erziehung und der in diesem 
Beziehungsgefüge handelnden Personen – Orientierung für geschickte Führung und 
Betreuung gewinnen läßt. Es geht ihm darum, den „beziehungshaften Aspekt des Unterrichts 
professionell zu handhaben“. 
 
Der Autor bleibt nicht thetisch. Sein Buch ist angereichert mit Beispielen und enthält jede 
Menge Vorschläge für eine erstrebenswerte Praxis. Zum Thema „individuelle Förderung“ 
stellt er (wirklich haarsträubenden) Zitaten aus dem „Wörterbuch pädagogischer 
Technokraten“ (sprich: aus Erlassen und Verfügungen) eigene, zunächst bescheiden 
anmutende Anregungen gegenüber, die aber wahrscheinlich wirklich „ohne größere 
institutionelle Umwälzungen durchführbar“ und deshalb erfolgversprechend sind.   
 
Im Schlußabschnitt wird deutlich, was man nach Meinung des Autors unter „pädagogischem 
Eros“ verstehen sollte (in aller Unschuld verwendet der Autor einen Begriff, der inzwischen 
seine Unschuld verloren hat). Wie er ihn interpretiert, zeigt Felten am Beispiel zweier Filme, 
die offensichtlich eindrucksvoll beeindruckendes pädagogisches Wirken anschaulich machen. 
Hieran könne man ablesen, was den Lehrer als guten Pädagogen ausmache. Der gute Lehrer 
sei „ein konfliktfähiger Meister des beziehungsreichen Unterrichtens“ (S. 180/ 181). Felten  
singt in dieser Passage „das Hohelied des gemeinen Lehrers“, der als Menschenbildner viel 
Glück in seiner Arbeit finde. Allerdings wisse der Lehrer nie, ob seine Saat aufgehe. In dieser 
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Unsicherheit sei für die Berufsgruppe der Lehrer „die öffentliche Anerkennung“ so wichtig. 
Diese sollte ihn im „kontinuierlichen Alltagsgeschäft“, in dem es wahrlich nicht nur 
Höhepunkte gebe, begleiten. 
 
Man liest das Buch, zumal als Lehrer, gern und empfiehlt es gern zur Lektüre.  
Es gibt vielerlei Anregungen für eine reflektierte Gestaltung des pädagogischen Handelns und 
macht auch sensibel für die vordergründig unsichtbaren, aber wirkmächtigen Determinanten 
in einer gegebenen Erziehungssituation, vor allem in Kapitel 3, das überschrieben ist mit: 
„Pädagogisch: Um Verstehen bemühen“ (S.111 –174). 
Ob allerdings der (durchaus angebrachten) Wertschätzung der Individualpsychologie Adlers 
und in dessen Nachfolge Dreikurs´ ein so überragender Stellenwert zugestanden werden muß, 
daß ihre Kenntnis geradezu als „conditio, sine qua non“ für guten Unterricht gefordert wird, 
ist aber doch die Frage. Der Lehrer ist rasch überfordert, wenn er in derart intensiver Weise 
alle biographischen und familiären Hintergründe der Schülerinnen und Schüler, die er 
unterrichtet, erforschen und auswerten soll, sogar wenn er es will. In Einzelfällen mag das 
notwendig und hilfreich sein, aber die Kenntnisdefizite, die in dieser Beziehung angesichts 
der Menge von Schülern, mit denen er zu tun hat, unvermeidlich sind, müssen ihn dennoch 
nicht hindern, seinen Unterricht methodisch angemessen, inhaltlich anspruchsvoll und auf der 
individuellen und kommunikativen Ebene einfühlsam, gerecht und human zu gestalten. 
 
Um diese pädagogische Kompetenz zu erlangen und zu formen, bietet beispielsweise Feltens 
Buch selbst dem Interessierten reiche Unterstützung, zumal es auch konkrete Hinweise enthält 
wie man sich sachkundig fortbilden kann. 

Winfried Holzapfel 
 
Weitere Einblicke gewährt die Homepage des Verfassers: www.eltern-lehrer-fragen.de  
                                                                                                                      
 
Günter Paulus, 
Vom Ausverkauf zum Aufschwung Ost. Deutsch-deutsche Erfahrungen, gesehen mit 
westdeutschen Augen, 
Halle/Saale, Projekte-Verlag, 2007, 2 Bde., Bd. 1 (540 S.), Bd. 2 (530 S.), geb., zus. 48,50 EURO. 
ISBN 978-3-86634-326-9 
 
 
Günter Paulus (* 1942, Fürth), Jurist, ein wacher, gut beobachtender Bürger, legt achtzehn 
Jahre nach der Vereinigung eine deutsche Nachkriegsgeschichte in zwei Bänden vor. Ein-
gebettet in seinen persönlichen Werdegang vom Gymnasiasten über den Erlanger 
Verbindungsstudenten zum Aufbauhelfer nach 1990 reichert er seine „deutsch-deutschen 
Erfahrungen, gesehen mit westdeutschen Augen“ mit Erzählungen, historischen Dokumenten 
an, die zum Teil unveröffentlicht sind.  
 
Es ist ein sehr persönliches Werk, das seinem inneren Motiv Raum gibt: dazu gehören seine 
Ersterfahrungen zur historisch-politischen Bildung an den Merkdaten der 
Nachkriegsgeschichte (1953-1968), seine berufliche Orientierung, die ihm als Juristen eine 



38 freiheit der wissenschaft online – April 2010 
Bund Freiheit der Wissenschaft 

web 
fdw 

II/2010 
 
sehr differenzierte Sicht auf Verfassungs- und Gesetzestexte in beiden deutschen Staaten und 
den politischen Alltag in Ost und West eröffnete. Glaubhaft stellt Paulus dar, daß ihn die 
„Liebe zum Vaterland geführt“ habe und hierin auch das Motiv für seine Aufbauhilfe nach 
1989/90 zu sehen sei.  
Sein Blick auf die deutsche Nachkriegsgeschichte ist insgesamt kritisch, die Fakten scharf 
beobachtet, in der Wertung wird genau unterschieden, überlegt geurteilt und aufgeklärt  (so 
Dr. Hermann Hanschel). Der Autor bringt Zeitzeugen aus Ost und West in ihren Erfahrungen 
zusammen – aus Sachsen-Anhalt als Referatsleiter im Ministerium für Arbeit und Soziales, 
als EU-Monitor für Rechts- und Wirtschaftsfragen (Kroatien), später verantwortlich für die 
brandenburgische Kommune Lauchhammer zu Fragen des Kommunalrechts und der 
Wirtschaftsförderung.  
 
Viele Mosaiksteine in einem umfangreichen Werk 
 
Günter Paulus hat ein umfangsreiches Werk aus vielen Mosaiksteinen zusammengefügt: er 
bietet Grundinformationen zur SBZ/DDR, bietet Einblick in die Entwicklung der Ereignisse 
zwischen dem 9. November 1989 und dem 3. Oktober 1990 als den schönsten Daten der 
deutschen Geschichte nach 1945, reflektiert über die Akteure des Vereinigungsprozesses und 
ihre Motive, u.a. am Beispiel der Regierung von Lothar de Maizière (Einigungsvertrag, Zwei-
plus-Vier-Verhandlungen), bietet landeskundliches und regionalgeschichtliches Grundwissen 
über die östlichen Bundesländer als Kernländer der deutschen Geschichte (auch anhand von 
Städteportraits zwischen Rügen und Thüringer Wald). 
Sein besonderes Interesse gilt der Eisenbahngeschichte „auf getrennten Gleisen“ (Deutsche 
Reichsbahn, Deutsche Bahn) und den Verkehrsprojekten zur deutschen Einheit (Schiene, 
Straßen, Wasser- und Luftwege) und – für den ehemaligen Fußballpräsidenten der 
Spielvereinigung Fürth (1972/80; heute „Greuther Fürth“) – dem Sport, aber auch „Deutsch-
deutschen Sprachverwirrungen“ (DDR-Fachbegriffe, Sprachwandel nach der „Wende“).  
 
Seine Quintessenz gilt der Aufbauleistung Ost: von Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen bis zur 
Restaurierung von Stadtensembles, den hohen Erwartungen an Helmut Kohls „blühende 
Landschaften“ und der realistischen Einschätzung von „Besserwessis“ und „Jammerossis“ mit 
ihrer Perspektive „rückschauender Verklärung“. Paulus zitiert den Sächsischen 
Ministerpräsidenten Kurt Biedenkopf, der bereits am 09. Juli 1992 die Aufbauarbeit Ost als 
gesamtstaatliche Aufgabe ersten Ranges bezeichnet hatte – von der West und Ost auf mittlere 
und lange Sicht profitierten.  
 
Zusammenwachsen ist die Voraussetzung für unser Zusammenleben in Frieden und Freiheit, 
das dem deutschen Volk Richtschnur und Maß für eine gute Zukunft ist – vgl. das Leitbild 
unserer Nationalhymne.  – Günter Paulus bietet dem engagierten Geschichts- und 
Sozialkunde-, aber auch dem Geographielehrer nicht nur einen Erzählband, sondern 
Handbuchwissen in gut lesbarer Form. 
                                                                                                                                 Willi Eisele 
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Jürgen Werbick, 
Gott verbindlich. Eine theologische Gotteslehre, 
Freiburg im Breisgau: Herder 2007; 670 S.; ISBN 978-3-451-29379-5; 45 Euro. 
 
 
Mit diesem Buch hat Jürgen Werbick, Professor für Fundamentaltheologie an der Katholisch-
Theologischen Fakultät der Universität Münster, ein nicht nur vom Umfang her 
beeindruckendes Werk zur Gotteslehre vorgelegt, das seine These bereits im Titel zum 
Ausdruck bringt: „Gott verbindlich“. 
 
Verbindliches Sprechen von Gott und Unbegreiflichkeit Gottes 
 
Dabei nimmt Werbick mögliche Einwände in seiner Einleitung vorweg, indem er fragt, ob es 
überhaupt so etwas geben könne wie eine „Gottes-Lehre“, ja: ob es dies überhaupt geben 
dürfe. Ist es etwa so, daß „hier jemand, der es zu wissen meint, andere darüber belehren (scil. 
will; K. T.), wie es sich mit Gott und den ‚göttlichen Dingen‘ verhält – und wie man sich 
deshalb Gott gegenüber sachgerecht zu verhalten hat?“ (S. 9) 
Es macht das Buch glaubwürdig, wenn der Autor diesen Einwand vorwegnimmt, doch gerät 
Werbick an keiner Stelle in die Gefahr eines besserwisserischen Belehrens. Im Gegenteil: Er 
nimmt den interessierten Leser mit auf eine Reise durch theologische Landschaften von 
beeindruckender Komplexität, die Werbick mit nicht ermüdender Differenziertheit und 
Präzision zu erklären versteht. Bei allem steht im Zentrum, „nach guten Gründen dafür zu 
suchen, warum die geteilte Glaubensüberzeugung nicht nur eine beliebige Meinung ist“, 
sondern eben mit einer gewissen Verbindlichkeit einhergeht (vgl. S. 11). Auf diesem Weg der 
theologischen Reflexion kann Werbicks Buch eine „gute Begleitung“ sein, „damit er nicht in 
den Abgrund der Fanatismen führt, bei denen es ja immer um alles oder nichts geht“ (S. 12). 
Werbicks Ziel ist es zu zeigen, wie „der biblisch-christliche Gottesglaube zu einer 
verbindlichen Sprache findet und wie von dieser Sprache verantwortlich Gebrauch zu machen 
ist“. Denn: Verbindliches Sprechen von Gott könne „nicht im Ungefähren und Unbestimmten 
bleiben“ (S. 14). Doch zugleich müsse es „sich (...) immer wieder neu darüber Rechenschaft 
geben, wie unendlich weit es hinter dem zurückbleibt, was es hervorgerufen hat – hinter dem, 
Der es dazu ruft, sich nach Seiner Zukunft auszustrecken“ (ebd.). 
Es ist diese Differenziertheit, die Werbicks Buch bemerkenswert macht: Auf der einen Seite 
steht der Anspruch nach Verbindlichkeit, auf der anderen Seite führt diese nicht zu einer 
falschen Sicherheit. So erstaunt es nicht, wenn man Werbicks Ausführungen zu Gottes 
Namen liest: Die feststellend-konstatierende Sprache vermag über Gott nichts auszusagen 
(vgl. S. 24), dagegen ist die preisende Anrede „ergriffen von dem, den sie lobpreist“ (S. 27).  
Die im Staunen wahrgenommene und in der Verzweiflung erlittene Unbegreiflichkeit Gottes 
könne „vom Gott-Erkennen nicht eingeholt, gar überholt werden“ (S. 38). Treffend schreibt 
Werbick: Gott „bleibt der Herr derer, die Ihn kennenlernen dürfen, und holt sie auf die Wege, 
auf denen sie die Spuren seines ‚Vorübergangs‘ lesen und deuten lernen“ (ebd.). 
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Begründbarkeit statt Beliebigkeit der Gottrede 
 
Doch ist es diese „doxologische Situiertheit der Vernunft“, das „preisende Bei-Gott-Sein“ als 
Voraussetzung und Vorgabe, „der die menschliche Vernunft auf den Spuren des Glaubens 
nach-denkt“, die heute angesichts der epistemischen Einstellungen von Moderne und 
Postmoderne nicht mehr ohne weiteres angenommen werden kann (vgl. 43). Das Bekenntnis 
ist vielmehr durch die „Selbstermächtigung der Vernunft“ abgelöst worden, die der Mensch 
immer mehr „zur letzten Instanz“ erhoben hat, die auch die Bedeutung Gottes noch autonom 
beurteilen will (vgl. ebd.). 
Man könnte dem entgehen, indem man sich auf „die eigene Betroffenheit“ beruft und diese 
„zur radikal-subjektiven Norm der Beziehung zum Unbedingten“ erhebt, sodaß jede 
Begründbarkeit des eigenen Bekenntnisses von vornherein ausscheiden müßte (vgl. S. 73).  – 
Das wäre die Empfehlung des amerikanischen Philosophen Richard Rorty, der dies im Blick 
auf liebende und glaubende Menschen geäußert hat: Ihre Vergewisserung liege „jenseits der 
Reichweite nicht nur von Beweis und Argument, sondern auch von diskursivem Denken“ 
(Rorty; dazu: S. 75).  
Jedoch: Die daraus resultierende Beliebigkeit stünde „in einem merkwürdigen Kontrast zu der 
außerordentlichen, ja letztgültigen Wichtigkeit und Bedeutsamkeit, die das Bekenntnis zum 
Ausdruck bringen will“. Sollte etwa dasjenige, „wovon ich mich unbedingt in Anspruch 
nehmen lasse“, „nicht weiter begründungsbedürftig“ sein (vgl. S. 73)? Muß ich nicht prüfen, 
„ob es mich zu Recht unbedingt angehen darf und auf Tod und Leben herausfordert“ (ebd.)? 
Zudem geht die oben erwähnte subjektivistische Auffassung davon aus, daß sich die religiöse 
Überzeugung allein auf die individuell subjektive Welt beziehe, weshalb es „wenig sinnvoll“ 
sei, den Unterschied, ob ich eine bestimmte religiöse Überzeugung teile oder nicht, „zum 
Gegenstand wahrheitsorientierter Diskurse und einer gemeinschaftlichen Vergewisserung zu 
machen“ (S. 76). 
Allerdings reagiert Werbick zu Recht mit dem Einwand, daß es sich bei der im Glauben 
ergriffenen Gottesbeziehung um eine „inklusive Beziehung“ handelt, die andere – im 
Unterschied zur Liebesbeziehung – einbezieht, nicht exkludiert (vgl. S. 77). Glaubende stehen 
mithin immer wieder neu vor der Frage, „ob diese Beziehung zu einer für sie letztgültigen 
Wirklichkeit sich vor anderen Menschen und gegen ihre Einrede verantworten läßt“ (ebd.). 
Warum also sollten nicht „die Gründe für oder gegen den jeweiligen Gottesglauben durchaus 
vernünftig beurteilt werden können“ (S. 79)?  
 
Gotteserkenntnis aus der Teilnehmerperspektive 
 
Hier hat auch die Theologie ihre Auffassung seit der Mitte des 20. Jahrhunderts zunehmend 
revidiert: Aussagen des Glaubens und der Theologie werden nicht mehr vorrangig als 
„Erklärungen von Erfahrungsgegebenheiten“ verstanden, weil sie dies gerade nicht sein 
wollen; so habe sich die Theologie, was ihre Berufung auf „‚übernatürlich verursachte‘ 
Wunder“ betrifft, „in beschämende Rückzugsgefechte verwickelt“ (S. 82). Folglich handelt es 
sich bei religiösen Überzeugungen nicht in erster Linie „um objektive Gegebenheiten“, 
sondern vor allem um „subjektive bzw. intersubjektive Wahrnehmungen, Einstellungen oder 
Optionen“ (S. 83).  
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So betrachtet, erklärt Gotteserkenntnis „nichts an und in der Welt“, sondern sie sieht – 
gewissermaßen sub specie aeternitatis – „dieser Welt und den in ihr Lebenden“ an, „was sie 
sein sollen, was ihnen zugefügt und vorenthalten wird“ (S. 130). Mit ihr lassen sich die 
Dynamiken erkennen, „die diese Welt und das Leben in ihr nicht so sein lassen, wie es nach 
Gottes gutem Willen sein soll“, und Unwahrheit wird „im Licht der Wahrheit“ erkannt (vgl. 
ebd.). 
Freilich: Das Besondere und Herausfordernde besteht darin, daß sich Gottes Wahrheit „nur in 
der ‚Teilnehmerperspektive‘“ zu erschließen vermag, „also niemals abgelöst von der 
metaphorisch artikulierten Zeugnissprache“ (S. 137). 
In dieser Weise ist es vernünftig, an Gottes Verläßlichkeit und Wahrheit zu glauben, doch 
kann die Vernunft diesen Glauben „nicht hinreichend begründen und ihn auch nicht aus sich 
selbst verbürgen“ (S. 139). Dies kann nur „der grundlose Grund“ selbst, dessen Erfahrung 
dem Einzelnen zuteil wird wie ein unerwartetes Geschenk, mit dem man nicht gerechnet hat 
und das deshalb Staunen hervorruft. Und dieser grundlose Grund ist seiner 
Erfahrungsdimension wegen mehr als ein Begriff, er ist ein Name, der – darauf habe ich oben 
bereits hingewiesen – doxologisch angerufen werden kann (vgl. ebd.). 
 
Gegen eine Verabsolutierung der Erfahrungsdimension 
 
Besonders  hervorzuheben ist, daß Werbick sich auch auf aktuelle Diskussionen einläßt, wie 
zum Beispiel auf die Auseinandersetzung um den Benediktiner und Zen-Meister Willigis 
Jäger, der, aus der Erfahrungsdimension kommend, gegenüber dem „biblische(n) 
Heilsgeschichts-Dualismus“ (S. 181) an der „Symphonie des Einen und Ganzen“ (Jäger) 
festhalten will (zum Ganzen: S. 180-189). 
Zu Recht weist Werbick auf die Problematik hin, die daraus entstehen kann, wenn der 
Erfahrungsbezug verabsolutiert wird: Sobald derjenige, der etwas erfahren hat, behauptet, sich 
auf einer höheren Ebene zu befinden, die sich argumentativ nicht erreichen lasse, gerät dieser 
seinerseits in die Gefahr, seine Erfahrungsdimension absolut zu setzen und alle anderen 
Weisen der Annäherung an das Transzendente demgegenüber gering zu schätzen (vgl. S. 223; 
Fn. 180). Davor muß sich auch der gegenwärtige Mystikdiskurs hüten; denn damit würde er 
den Sinn seiner eigenen Erfahrung verraten, die nicht auf das Ego zielt, sondern auf den 
unsagbaren Grund von allem. 
 
Ein Gott für die Menschen 
 
Werbick ist es in seinem Buch stets um die Frage zu tun, „wofür die Erfahrungen mit Jesus, 
dem Christus, sprechen, was sie theologisch bedeuten“ (S. 559). Denn eine christliche 
Gotteslehre muß einsichtig machen, wie es gedacht und ausgedrückt werden kann, daß Gott 
mit den Menschen ist, ohne sich selbst aufzugeben, damit diese „am göttlichen Leben 
teilhaben können“ (S. 560). Dieser Frage widmet sich Werbick im letzten Kapitel, in dem es 
um die Trinitätslehre geht, die nicht „in der Beobachterperspektive gleichsam deskriptiv über 
Gott“ sprechen will, sondern von ihm Zeugnis geben und das Bezeugte bedenken will: Gott 
ist derjenige, der sich den Menschen heilsgeschichtlich als der erschließt, der er wirklich ist 
(vgl. 614).  
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Fazit 
 
Auch wenn an dieser Stelle nur einige Aspekte erwähnt werden konnten, ist deutlich 
geworden, mit welcher Differenziertheit, argumentativen Kraft und Klarheit der Darstellung 
Werbick in seiner „Gotteslehre“ vorgeht. Das Buch sei daher allen empfohlen, die sich über 
heutige theologisch-systematische Diskurse angemessen und höchst kompetent informieren 
wollen. 
 
                                                                                                                         Klaus Thomalla 
 

 

 
René Girard / Gianni Vattimo, 
Christentum und Relativismus,  
eingeleitet und herausgegeben von Pierpaolo Antonello, übersetzt von Christine Boesten-Stengel, 
Freiburg im Breisgau: Herder 2008; 107 S.; ISBN 978-3-451-32076-7; 14,95 Euro. 
 
 
Welche Rolle spielt die Religion in der Epoche der Moderne beziehungsweise Postmoderne? 
Wie kann – so formuliert es Pierpaolo Antonello in seiner Einleitung (S. 9-22) – eine 
„Versöhnung zwischen Christentum und Laien, zwischen dem Relativismus der liberalen 
Gesellschaft und der Anerkennung der Rolle und der Bedeutung der Religionen in der 
öffentlichen und privaten Existenz der Individuen“ (S. 9) aussehen? 
 
Zwei Stimmen im religionsphilosophischen Diskurs 
 
Im Blick auf diese und andere Fragen, die sich angesichts der neuen Bedeutung der Religion 
im philosophischen Diskurs der Gegenwart ergeben, stellt das vorliegende Buch zwei 
Stimmen vor, „die die Streitfelder nicht trennen, sondern verbinden“ (S. 9): den französischen 
Anthropologen René Girard und den italienischen Philosophen Gianni Vattimo, die in 
mehreren Gesprächen eine „philosophische Annäherung“ erkennen lassen (vgl. S. 10).  
Dabei steht der dialogische Charakter der Begegnungen im Zentrum (vgl. S. 25-75), die 
beiden angefügten Essays über „Girard und Heidegger: Kénosis und Ende der Metaphysik“ 
von Vattimo (S. 77-85) und über „Nicht nur Interpretation, sondern auch Tatsachen“ von 
Girard (S. 87-107) sollen das im Dialog Erörterte noch vertiefen.  
 
Der „Tod Gottes“ als Schwächung einer starken Metaphysik und als Manifestation des 
schuldlosen Opfers 
 
Wenn man bedenkt, daß für Vattimo die Rede vom Tod Gottes „eine Schwächung seiner 
transzendenten Macht“ bedeutet, die sich konsequenterweise in der „Destrukturierung aller 
ontologischen Wahrheiten“ fortsetzen müßte, so ergibt sich eine interessante Parallele zum 
Denken Girards, der den „Tod Gottes“ als tatsächlichen Tod „des schuldlosen Opfers 
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schlechthin“, das Jesus Christus ist, versteht (vgl. S. 11); im Gegensatz zu all jenen primitiven 
Religionen, in denen sich die Gewalttätigkeit „gegen ein Opfer wendet, das sie (scil. die 
gewalttätige Gemeinschaft) für schuldig hält und durch dessen Austreibung sie die soziale 
Ordnung wiederherstellt, die ihr so wertvoll und vorteilhaft erscheint, daß die Gemeinschaft 
gerade das verstoßene Opfer mit heiliger Macht ausstattet, indem sie es vergöttlicht“ (S. 26).  
 
Girards These 
 
Das Christentum negiert gerade „diese mythische Ordnung und Lesart“, indem es „dieselbe 
Szene“ erzählt, allerdings „aus der Perspektive der Opfers, das stets schuldlos ist“ (S. 27). Die 
Folge: Es zerstört „jenen Typ von Religion, der Menschen gegen willkürlich gewählte Opfer 
vereint und zusammenschließt, wie dies alle Naturreligionen außerhalb der biblischen 
Religionen taten“ (ebd.). Der Unterschied besteht mithin darin, daß „die Mythen den Glauben 
der eigenen gewalttätigen Menge unkritisch übernehmen“, wogegen das Alte und das Neue 
Testament nach Girard dieselben Mengen denunzieren und die Verteidigung der Opfer 
übernehmen (vgl. S. 96). Was demnach das Christentum als wesentlichen Gedanken in die 
Religionsgeschichte einführt, ist ein Bewußtsein für die Schuldlosigkeit der Opfer und die 
„Willkür ihrer Schuldbelastung“, so zu Recht Antonello (vgl. S. 12). – Und Vattimo? 
 
Vattimos Rezeption und Radikalisierung 
 
Er übernimmt Girards Prämisse, wie dieser sie in seinem Buch über „Das Ende der Gewalt“ 
(frz. 1978; dt. 1983) äußert, ergänzt sie aber um einige philosophische Implikationen, 
genauer: um das „Denken Heideggers über das Ende der Metaphysik und die Aufzehrung des 
Seins“ (S. 28). 
Die Gemeinsamkeit zwischen Girard und Vattimo ist, so betrachtet, die These vom „Ende der 
Gewalt“, die sich in vielfältiger Weise zeigen kann: sei es im Opfermechanismus der 
Naturreligionen oder aber in einer starken metaphysischen Ontologie, die mit einem absoluten 
Wahrheitsanspruch auftritt (vgl. S. 29). Vattimo rezipiert in einem wesentlichen Aspekt 
Girards Überlegungen, indem er Säkularisierung „im Sinne der tatsächlichen Verwirklichung 
des Christentums als einer nicht opfernden Religion“ interpretiert und in seinem eigenen 
postmodernen Ansatz verwendet (vgl. ebd.). Insofern kann die Moderne mit ihren säkularen 
Implikationen im Wesentlichen als „eine Erfindung des Christentums“ verstanden werden 
(vgl. S. 25). 
Freilich: Vattimo geht insofern noch über Girard hinaus, als daß er „viele der scheinbar 
anstößigen ‚Verfallserscheinungen‘ der Moderne“ positiv sieht (vgl. S. 29) und provozierend 
fragen kann: „Sollte nicht das Christentum etwas in die Welt eingebracht haben, das sogar den 
kirchlichen Apparat aufzehren müßte?“ (S. 30) Weiter heißt es: „Und wäre es also nicht von 
Nutzen, eine etwas weniger naturalistische, autoritäre, einschränkende und metaphysische 
Position vorzuschlagen?“ (S. 38). Der Zweck unseres Lebens sei ästhetisch, nicht ethisch (vgl. 
ebd.). 
Demgegenüber hält Girard am Wahrheitsbegriff fest, wenn er betont, daß im Christentum 
Wahrheit und Liebe zusammen auftreten und „ein und dasselbe“ sind (vgl. S. 45). Hier enthält 
das Denken Vattimos, das einen Primat der Liebe gegenüber der Wahrheit ausmachen will, 
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für Girard „zuviel von jener spielerischen Atmosphäre der Schule“, „aus der er kam und zu 
der er auf Distanz ging“ (S. 37): der postmodernen Richtung. 
 
Gemeinsamkeiten und Unterschiede 
 
Doch die Übereinstimmungen bleiben beachtlich: etwa die Überzeugung, daß die Rückkehr 
zur Religion damit zu tun hat, daß „alles Wissen, das man als endgültig ansah, sich als von 
historischen Paradigmen, von Bedingungen unterschiedlicher Natur, gesellschaftlicher, 
politischer, ideologischer, usw., abhängig herausstellte“. Und: „Alle wesentlichen Dinge, die 
unser Leben ausmachen, das heißt Empfindungen, Werte, Hoffnungen, sind nicht Gegenstand 
der Wissenschaft.“ (S. 39)     
Größer freilich sind die Unterschiede im Blick auf die Problematik des Relativismus. Es 
erstaunt nicht, daß Vattimo als postmoderner Denker annimmt, „daß Gott nicht der Gehalt 
einer wahren Aussage“, sondern „daß er tatsächlich jemand sei, der in Jesus Christus Mensch 
wurde, was ein Beispiel der Nächstenliebe ist“ (S. 47). 
Im Gegensatz dazu sieht Girard im Relativismus „das Ergebnis des Scheiterns der modernen 
Anthropologie“ (S. 48). Inwiefern? Seine Antwort: Insofern „es ihr nicht gelang, die 
unterschiedlichen Kulturen des Menschen als einheitliches Phänomen zu erklären“ (ebd.). 
Worauf Girard hier anspielt, ist Folgendes: Das Christentum enthüllt all diesen vergangenen 
Kulturen gegenüber, daß deren Opfer schuldlos waren, genau wie Jesus schuldlos war (vgl. S. 
51). Daher kann Girard zeigen, „daß die kulturellen Unterschiede, so bezeichnend sie auf 
einem bestimmten Niveau auch sein mögen, auf einem anderen gar nicht bestehen“ (S. 48), 
nämlich auf dem, wo es darum geht, Jesus Christus als „das universale Opfer“ (S. 49) 
anzuerkennen, das alle angeblich schuldigen Opfer gewissermaßen durch seinen eigenen 
Opfergang und die dadurch ermöglichte Enthüllung des Irrtums über deren Schuld als 
schuldlos qualifiziert (vgl. S. 51). 
 
Fazit 
 
Die im Buch präsentierten Gespräche zwischen Girard und Vattimo sind ein wesentlicher 
Beitrag zum religionsphilosophischen Diskurs der Gegenwart, der die in Deutschland um den 
von Jürgen Habermas geprägten Begriff der postsäkularen Gesellschaft (im Gegensatz zur 
rein säkularen Gesellschaft) geführte Diskussion noch um einige Elemente erweitert. 
     
                                                                                                                     Klaus Thomalla 
 

 
 
Lektürehinweis 
Zur Situation der Geisteswissenschaften in Forschung und Lehre. Eine Bestandsaufnahme 
aus der universitären Praxis / Hg. von Klaus W. Hempfer und Philipp Antony. Stuttgart: 
Franz Steiner Verlag, 2009. 163 Seiten. Kart. ISBN 978-3-515-09379-8, EUR 24,90 
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Christian-Albrechts-Universität Kiel (CAU)                                       Pressemitteilung 08.03.2010 
 
Zwei Wissenschaftler der CAU geben neues Kompendium über gentechnisch veränderte 
Pflanzen heraus 
 
 
In der Landwirtschaft nehmen gentechnisch veränderte Pflanzen einen immer größeren 
Stellenwert ein. Die gegenwärtige Diskussion um die neue Kartoffelsorte Amflora zeigt 
deren Bedeutung, aber auch die Unsicherheit bei der Bewertung derartiger Pflanzen in weiten 
Teilen der Bevölkerung. Umso wichtiger ist es, im Bereich der universitären Wissenschaften 
züchterische und molekularbiologische Forschung zu betreiben um die komplexen 
Zusammenhänge besser verstehen zu können. 
 
Professor Frank Kempken, Leiter an der Sektion Biologie sowie Vizepräsident der Christian-
Albrechts-Universität zu Kiel und Professor Christian Jung, Professor für Pflanzenzüchtung 
an der Agrar- und Ernährungswissenschaftlichen Fakultät, arbeiten seit Jahren mit 
gentechnisch veränderten (transgenen) Pflanzen. 
 
Mit dem jüngsten Erscheinen des Buches Genetic Modification of Plants liegt jetzt eine 
umfassende und aktuelle Betrachtung dieser komplexen Materie in englischer Sprache vor. 
In 30 Kapiteln wird das Wissen renommierter Spezialisten auf diesem Gebiet dargestellt. 
 
Der Band geht sowohl auf die Herstellung und den Nachweis transgener Pflanzen ein, als 
auch auf deren Nutzen für die Pflanzenzüchtung und die ökologischen und 
sozioökonomischen Auswirkungen des Anbaus. Besonders werden die speziellen 
Eigenschaften transgener Pflanzen, wie z.B. Herbizidresistenz oder männliche Sterilität 
untersucht. Verschiedene transgene Pflanzen, wie Mais, Kartoffeln oder Reis werden 
umfassend analysiert. Schließlich widmet das Buch allein fünf Kapitel den Themen 
Risikobewertung und wirtschaftliche Konsequenzen. 
 
 
 
Das Buch Genetic Modification of Plants ist im Springer Verlag www.springer.com 
erschienen, ISBN 978-3-642-02390-3, und kostet 249,00 Euro. 
 
 
 
Kontakt: 
Prof. Dr. Frank Kempken, Sektion Biologie 
Tel. 0431/880-4274, E-Mail: fkempken@bot.uni-kiel.de  
Prof. Dr. Christian Jung, Sektion Biologie 
Tel.: 0431/880-7364, E-Mail: c.jung@plantbreeding.uni-kiel.de  
 

Das könnte Sie interessieren 
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Am 6. Dezember 2009 wurde in Gütersloh vom Verein „Lernen für die Deutsche und 
Europäische Zukunft e.V.“ in einem Festakt im Kleinen Saal der Stadthalle der 
„Deutsche Schulbuchpreis 2009“ verliehen. 
Ausgezeichnet wurde Dr. Helmuth Burkhardt für sein Buch. „Ethik – Teil II: Das gute 
Handeln“, erschienen im Brunnen -Verlag 2008. Der Preis besteht in einer Urkunde und 
2.500, 00 Euro. 
Nach einer Begrüßung durch den LDEZ-Vorsitzenden, Professor Dr. Walter Schweidler, 
hielt Andreas Späth , der Vorsitzende der Christlichen Bildungsstiftung, München, die 
Laudatio. Nach Grußworten von Arnold Weßling, dem Vorsitzenden des 
Landwirtschaftlichen Bezirksverbandes Ostwestfalen Lippe, und Martin Lohmann, 
Publizist und Vorsitzender des Bundesverbandes Lebensrecht, hielt Weihbischof 
Professor Dr. Andreas Laun, Salzburg, den Festvortrag über das Thema: „Die Lehre Jesu 
als wesentlicher Auftrag an seine Apostel“. 
Alle Vorträge können in einem jüngst hergestellten Heft nachgelesen werden.  
Zu beziehen ist dieses Heft über den Kuratoriumsvorsitzenden: 
Herrn Wolfram Ellinghaus, Hesselteicher Str. 66, 33428  Harsewinkel  
bzw. LDEZe.v.@web.de . Weiteres findet man unter: http://www.schulbuchpreis.de  
 
 
Ethik II/2: Das gute Handeln: Sexualethik, Wirtschaftsethik, Umweltethik und Kulturethik. 
TVG - Lehrbücher 8001 (Broschiert) von Helmut Burkhardt, Brunnen-Verlag, Gießen, 2008, 
24,95 Euro - ISBN 978 – 3765594786 

  

Das könnte Sie interessieren 
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Es gibt aus der Bildungsforschung keinen einzigen überzeugenden Hinweis auf Vorteile eines „längeren 
gemeinsamen Lernens“. Wohl aber gibt es dort viele Hinweise darauf, dass ein „längeres gemeinsames Lernen“ 
sowohl für die leistungsstärkeren als auch für die leistungsschwächeren Schüler erhebliche Nachteile bringt.  
 

1. Die Probleme von undifferenzierten, leistungsgemischten Lerngruppen sind durch Binnendifferenzierung nicht zu 
bewältigen. Sie taugt nicht als Alternative zur Äußeren Differenzierung in Kursen oder Klassen. (Roeder 1997) 

 

2. Wenn in einer Klasse die Unterschiede der Vorkenntnisse und der Begabungen allzu groß sind, dann zwingt das 
die Lehrer zu einer Verlangsamung des Unterrichtstempos und zu einer Intensivierung des Übens und 
Wiederholens. „Diese repetitive Unterrichtsführung nützt wider Erwarten Schülern mit ungünstigen 
Eingangsvoraussetzungen nur wenig, während die Lernfortschritte der Schüler des oberen Leistungsdrittels 
merklich beeinträchtigt werden.“ (Baumert, Roeder, Sang und Schmitz 1986) 
 

3. „Selbst unter den günstigen Bedingungen des Gymnasiums ist es eine schwierige Aufgabe, eine befriedigende 
Balance zwischen optimaler Leistungsförderung und Leistungsausgleich zu finden. Sie wird nur von einer 
Minderheit der Lehrer wirklich bewältigt.“ (Roeder 1991) 
 

4. „Unübersehbar zeigen sich deutliche Leistungsvorteile der Gymnasiasten aus den Bundesländern mit 
vierjähriger Grundschule, die frühere Differenzierung scheint also leistungsstärkere Schüler besser zu fördern.“ 
(Köller und Baumert 2008) - Der Abschnitt steht unter der Überschrift: „Frühe Differenzierung fördert leistungsstarke 
Schüler.“ 
 

5. In Dreier-Differenzierung arbeitende Schulsysteme haben und garantieren höhere Lernleistungen als in Zweier-
Differenzierung arbeitende Systeme. (Fend 1984) 
 

6. Gesamtschulen haben für „vergleichbare“ Schülern keinen höheren Fördereffekt als Hauptschulen: „Bei gleichen 
Eingangsbedingungen wird am Ende der 10. Jahrgangsstufe ein identischer Wissensstand erreicht.“ (Baumert und 
Köller 1998) 
 

7. Realschüler hatten schon am Anfang des 7. Jahrgangs gegenüber den „vergleichbaren“ Gesamtschülern in 
Englisch und Mathematik einen Wissensvorsprung von etwa einem Schuljahr. (Köller 1996) 
 

8. Realschulen haben auch in den späteren Jahrgängen  für „vergleichbare“ Schüler einen sehr viel höheren     
Fördereffekt als Gesamtschulen: „Bei gleichen intellektuellen und sozialen Eingangsbedingungen erreichen 
Realschüler am Ende der Sekundarstufe I etwa in Mathematik einen Wissensvorsprung von etwa zwei 
Schuljahren.“ (Baumert und Köller 1998) 
 

9. „Noch stärker sind die Effekte wenn man Gesamtschule und Gymnasium vergleicht. Bei gleichen intellektuellen 
und sozialen Bedingungen beträgt der Leistungsvorsprung in Mathematik an Gymnasien mehr als zwei Schuljahre.“ 
(Baumert und Köller 1998) 
 

10. Der Leistungsrückstand der Gesamtschüler in Mathematik bleibt so bis zum Ende des 13. Jahrgangs bestehen. 
Er entspricht dem Abstand von zwei Notenstufen. Im Fach Englisch erfolgt während der Oberstufe ein 
Leistungseinbruch von mehr als 40 Prozent. (Köller, Baumert, Schnabel u.a. 1999 und 2004) 
 

11. „Durch die Einführung und den Ausbau von integrierten Gesamtschulen neben den Schulformen des 
gegliederten Systems entsteht eine Konkurrenzsituation zwischen Gesamtschulen und Realschulen, in der es nur 
Verlierer gibt.“ (Baumert, Stanat und Watermann 2006) 
 

12. Durch ihre Herkunft benachteiligte, leistungsschwächere Kinder sind in den undifferenzierten oder 
unzureichend differenzierten Lerngruppen weiterführender Schulen durch den Bezugsgruppeneffekt und die 
ständigen Aufwärtsvergleiche hohen psychischen Belastungen ausgesetzt, die ihnen an Hauptschulen erspart 
bleiben: „Nach diesen Ergebnissen stellen Hauptschulen im Hinblick auf die Persönlichkeitsentwicklung also eher 
selbstwertschützende Nischen dar - und zwar auch und gerade dann, wenn das Fähigkeitsniveau der Schülerschaft 
sinkt. “(Baumert, Stanat und Watermann 2006) 
 

13. Auch bezüglich des Sozialverhaltens „zeigen sich auf der Gesamtschule insgesamt die ungünstigsten Verläufe: 
Hier lässt sich ein Anstieg des Egoismus- bei simultanem Absinken des Altruismusmotivs feststellen.“ (Köller 1996) 

 

14. „Die nationalen und internationalen Schulleistungsstudien der letzten Jahre haben gezeigt, dass 
Schüler an integrierten Gesamtschulen im Vergleich zu Schülern im dreigliedrigen Schulsystem keine 
Vorteile erreichen.“ Mit diesem Satz beginnt Professor Olaf Köller im „Bildungsbericht 2008“ des Max-Planck-
Institutes für Bildungsforschung sein Resümee zur Situation der Gesamtschulen. 

 
Alle hier aufgeführten Erkenntnisse - mit Ausnahme des Beitrags von Professor Helmut Fend - stammen von 
Wissenschaftlern, die am Max-Planck-Institut für Bildungsforschung tätig sind oder dort tätig waren. Sie wurden allerdings 
nicht mit der erforderlichen Öffentlichkeitswirkung bekannt gemacht. So konnte es dazu kommen, dass Bildungspolitiker 
Entscheidungen trafen - und treffen, die nicht den Befunden der Bildungsforschung entsprechen. 

______________________________________________________________________________________________ 
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„Das bessere Schulsystem - eine Gretchenfrage ohne Antwort“, unter diesem Titel berichtete Philipp Hoffman in der     
Magdeburger„Volksstimme“ vom 6. März 2010 über einen Vortrag, den Professor Jürgen Baumert am 4. März 2010 auf 
einem Forum der Max-Planck-Gesellschaft in Berlin gehalten hatte. Ähnlich wie dort hatte sich Baumert auch am 9. 
Dezember 2009 in Düsseldorf im „Ausschuss für Schule und Weiterbildung“ des Landtages von NRW geäußert. 
Nachfolgend eine Gegenüberstellung dieser Äußerungen und früherer Mitteilungen Baumerts aus Publikationen der 
Fachliteratur: 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 

 
 
Die von Professor Baumert selbst erarbeiteten Befunde der Bildungsforschung reichen also sehr wohl aus, die      

„Gretchenfrage“ zu beantworten. Aus welchen Gründen widerspricht Professor Baumert sich selber und verweigert 

Eltern, Lehrern, Entscheidungsträgern der Bildungspolitik und nicht zuletzt den Journalisten eine klare Antwort?  
 

Angenommen, es gäbe auch ein „Max-Planck-Institut für Wirtschaftsforschung“. Wie würde die Öffentlichkeit reagieren, wenn 
dieses Institut die Ergebnisse seiner Untersuchungen ebenfalls in einer so widersprüchlichen Manier bekannt gemacht hätte. 
 
Ulrich Sprenger, Arbeitskreis Schulformdebatte e.V. - „Forum für wissenschaftsorientierte Beiträge zu Fragen der Schulstruktur“ 
    Weitere Informationen auf www.schulformdebatte.de unter „Zur aktuellen Diskussion“, „Auskünfte der Bildungsforschung“ 

 

   „Wenn es eng wird für den Berliner 
Bildungsforscher Jürgen Baumert, dann setzt er 
einfach sein gewinnendes Lächeln auf, und 
schon verzeiht man ihm, dass er der 
unbequemen Frage ausweicht. Sogar bei der 
alles entscheidenden Frage, welches 
Schulsystem denn nun besser ist: das 
dreigliedrige mit Gymnasium, Real- und 
Hauptschule oder das nicht differenzierte, in 
dem alle Schüler bis zum ersten 
Schulabschluss nach neun, zehn Jahren 
zusammenbleiben. Baumert nennt dies die 
`Gretchen-frage´ “ („Volksstimme“, 06.03.2010) 
 

   „Wie Goethe in seinem ‚Faust’ lässt auch 
Baumert die Gretchenfrage unbeantwortet. 
Lächelnd erklärt der Leiter der ersten PISA-
Studie und Direktor am Berliner Max-Planck-
Institut für Bildungsforschung, dass es keinerlei 
wissenschaftlichen Beleg für eine Überlegenheit 
des nicht differenzierten Systems gibt. Genauso 
wenig aber im Übrigen für die des gegliederten 
Systems.“ („Volksstimme“, 06.03.2010) 
 
   „Das heißt, die deskriptiven Befunde geben 
überhaupt keine Auskunft, ob man früh 
differenzieren soll, ob man später differenzieren 
soll, überhaupt differenzieren soll.“ (Ausschuss-
Protokoll vom 09.12.2009, S.7) 
 

  „Es gibt zurzeit keine Studie, die eine Aussage 
erlaubt, ob das Überwechseln nach vier oder 
sechs Jahren im Hinblick auf die 
Leistungsentwicklung günstiger oder besser 
ist." (Ausschuss-Protokoll vom 09.12.2009, 
S.20) 
 

   „Definitiv entscheiden auf einer wissenschaft-
lichen Grundlage kann man diese Frage nicht. 
Das heißt, Wissenschaftler sind gut beraten, 
sich bei politischen Ratschlägen und politischen 
Äußerungen tunlichst zurückzuhalten und die 
Entscheidung dort zu lassen, wo sie getroffen 
werden muss, nämlich aus politischen Gründen 
und aus Gründen der politischen 
Durchsetzbarkeit, der kulturellen Akzeptanz. 
Die Befundlage reicht nicht aus, um diese 
entscheidende Frage zu beantworten."  
 

 

   Schon im Juni 1998 hatten Professor Baumert und sein damaliger 
Mitarbeiter Olaf Köller in der Zeitschrift „Pädagogik“ Ergebnisse eines 
Vergleichs der Schulformen veröffentlicht, der von ihnen im Rahmen 
des MPIB-Projektes „BIJU“ mit „vergleichbaren“ Schülern 
durchgeführt worden war. Das Ergebnis: Gesamtschulen haben 
keinen höheren Fördereffekt als Hauptschulen. „Bei gleichen 

Eingangsbedingungen wird am Ende der 10. Jahrgangsstufe ein 

identischer Wissenstand erreicht.“ 

   An Realschulen und Gymnasien jedoch erfahren die Schüler eine 
deutlich bessere Förderung als an Gesamtschulen: „Bei gleichen 

intellektuellen und sozialen Eingangsbedingungen erreichen 

Realschüler am Ende der Sekundarstufe I etwa in Mathematik einen 

Wissensvorsprung von etwa zwei Schuljahren. Noch stärker sind 

diese Effekte, wenn man Gesamtschule und Gymnasium vergleicht. 

Bei gleichen intellektuellen und sozialen Bedingungen beträgt der 

Leistungsvorsprung in Mathematik am Gymnasium mehr als zwei 

Schuljahre.“ (Baumert und Köller 1998, S.17) 
 
   Im Oerter/Montada 2008 (S.750) kommentieren Baumert und Köller 
eine Tabelle aus dem MPIB-Projekt „Schulleistung“, die den 
Leistungsstand anzeigt, der von mehr als 12.000 Gymnasiasten am 
Anfang des 7. Jahrgangs in Deutsch, Englisch und Mathematik 
erreicht wurde, folgendermaßen: „Unübersehbar zeigen sich deutliche 

Leistungsvorteile der Gymnasiasten aus den Bundesländern mit 

vierjähriger Grundschule, die frühere Differenzierung scheint also 

leistungsstärkere Schüler in allen  drei Fächern besser zu fördern.“ 
   Unter diesen Gymnasiasten waren mehr als 1000 Gymnasiasten, 
die erst nach sechs Jahren Grundschule aufs Gymnasium gekommen 
waren. Der Abschnitt steht unter der Überschrift: „Frühe 

Differenzierung fördert leistungsstarke Schüler“. Er endet mit der 
Feststellung: „Zusammenfassend zeigt sich zumindest für das 

deutsche Schulsystem, dass bezogen auf die 

Fachleistungsentwicklung leistungsstarke Schüler von der 

Differenzierung im Sekundarbereich profitieren.“  
 
  Bereits 1986 hatte Professor Baumert zusammen mit seinem 
Vorgänger Professor Peter M. Röder als das wichtigste Ergebnis des 
MPIB-Projektes „Schulleistung“ (S.655) die Erklärung für den 
niedrigeren Fördereffekt von undifferenzierten Lerngruppen vorgelegt: 
Wenn in einer Klasse die Unterschiede der Vorkenntnisse und der 
Begabungen allzu groß sind, dann zwingt das die Lehrer zu einer 
Verlangsamung des Unterrichtstempos und zu verstärktem Üben und 
Wiederholen. „Diese repetitive Unterrichtsführung nützt wider 

Erwarten Schülern mit ungünstigen Eingangsvoraussetzungen nur 

wenig, während die Lernfortschritte der Schüler des oberen 

Leistungsdrittels merklich beeinträchtigt werden.“ 

   Das war ein deutlicher Hinweis auf die Probleme des Unterrichtens 
in undifferenzierten oder unzureichend differenzierten Lerngruppen, 
die an Gesamtschulen zum Konzept gehören und in zweigliedrigen 
Schulsystemen unvermeidbar sind. 
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   Wie vom Deutschen Bildungsrat empfohlen, sind seit 1969 in vielen Bundesländern mit großem Eifer viele 
Gesamtschulen eingerichtet worden. Dadurch kam es zu einem ruinösen Verfall von bewährten, aus 
Erfahrung gewachsenen Schullandschaften, insbesondere auf Kosten der Hauptschulen und der 
Realschulen. Und es kam zu einer Minderung der Effizienz des Schulwesens, deutlich erkennbar an dem 
höheren Leistungsstand der Schülerschaft jener Bundesländer, die strikt am gegliederten Schulwesen 
festgehalten haben:  
Bayern und Baden-Württemberg. 
 

   Unsere These: Das alles war nur möglich infolge der zurückhaltenden Informationspolitik des „Max-Planck-
Institutes für Bildungsforschung (MPIB)“ Berlin. 
 

Wichtige Ergebnisse des MPIB-Projektes „Schulleistung“ (1968-1970) zu den Nachteilen 
sechsjähriger Grundschulen und zu den negativen Auswirkungen einer erst im 7. Jahrgang 
einsetzenden Differenzierung wurden viel zu spät (1986, 1991 und 2002) oder noch nie veröffentlicht. 
 

Wichtige Ergebnisse des MPIB-Projektes „Hauptschule/Gesamtschule“ (1980), die zeigten, dass 
zumindest in Deutschland an weiterführenden Schulen die Probleme von undifferenzierten, 
leistungsgemischten Lerngruppen durch Binnendifferenzierung nicht zu bewältigen sind, wurden      
ebenfalls viel zu spät (1997) und auch dann nur in Teilen veröffentlicht.  
 

Wichtige Ergebnisse des MPIB-Projektes „Bildungsverläufe und psychosoziale Entwicklung im 
Jugendalter (BIJU)“ (1991-2001) über den niedrigen Fördereffekt der Orientierungsstufe und der 
Mittelstufe von Gesamtschulen sowie über den katastrophalen Leistungsstand der Gesamtschul-
Oberstufen wurden nur zum Teil oder noch gar nicht veröffentlicht. 

 
   Qualitätskontrollen und begleitende Untersuchungen zur Änderung der Schulstruktur haben also 
stattgefunden, recht genaue sogar. Aber wichtige Ergebnisse dieser Studien sind nicht oder nur zum Teil 
und oft erst mit großer Verspätung bekannt gemacht worden. Doch das geschah dann nicht mit einer dem 
Aufwand entsprechenden Öffentlichkeitswirkung. Stattdessen wurden die Erkenntnisse als „versteckte 
Botschaften“ in der Fachliteratur deponiert, wo sie unbeachtet blieben. 
 

   Deutschland hatte 1968 ein funktionierendes und reform-offenes Schulwesen. Es nicht schon in den 
späten 70er Jahren mit den starken Argumenten aus dem Projekt „Schulleistung“ (1968-1970) gegen 
pädagogisches Wunschdenken und die Neuerungswut fachfremder Ideologen in Schutz genommen zu 
haben, ist ein Vorwurf, der dem Max-Planck-Institut für Bildungsforschung nicht erspart werden darf. 
 

   Das MPIB ist 1963 gegründet worden wegen des Versprechens, für Theorie und Praxis des Unterrichtens 
„eine empirisch abgesicherte Basis“ zu schaffen. Weil dieses Versprechen nicht streng eingehalten wurde, 
kam es in vielen Bundesländern zu einem unkontrollierten Verfall des Schulwesens. 
 
   Aus PISA-E 2006 gibt es nun für mehr als 40.000 Schülerinnen und Schüler aktuelle Daten zum familiären 
Hintergrund und zu den kognitiven Grundfähigkeiten. Anhand dieser Daten könnten für alle Bundesländer 
die unterschiedlichen Fördereffekte ihrer Schulformen und ihrer Schulsysteme durch „Vergleiche 
vergleichbarer Schüler“ in verlässlicher Annäherung beschrieben werden. Das Verfahren ist vom MPIB 
wiederholt dargestellt und am Beispiel der Laborschule Bielefeld im Jahre 2002 überzeugend demonstriert 
worden. 
 

   Bevor also in manchen Bundesländern neue Großversuche mit Schutzbefohlenen gestartet werden, sollten 
die Entscheidungsträger der Bildungspolitik mit Nachdruck derartige orientierende Vergleiche von 
Schulformen und Schulsystemen einfordern. Auf diese Weise könnten die früheren MPIB-Befunde zu den 
Nachteilen der Gesamtschulen sowie zu den Nachteilen einer erst im 7. Jahrgang einsetzenden 
Differenzierung aktualisiert und breitenwirksam bekannt gemacht werden. 
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